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2001 im Auftrag des BMVBS (siehe auch: http://dip21.bundestag.de/dip21/
btd/14/089/1408966.pdf). Viele der dort getroffenen Aussagen sind nach 
wie vor gültig – liegengelassene Handlungsempfehlungen sollten wieder 
aufgenommen werden. Von hier aus erstreckt sich ein roter Faden über den 
zweiten „Bericht zur Baukultur in Deutschland“ 2005 bis zur Gründung der 
Bundesstiftung 2006 durch Bundesgesetz. Im Aufgabenfokus der Stiftung 
stehen die Kommunikation und Vermittlung des Themas Baukultur sowohl 
gegenüber einer allgemeinen Öffentlichkeit als auch als Standortfaktor 
Deutschlands in einem internationalen Kontext. Einbringungsdrucksache, 
Gesetz und Satzung formulieren deutlich diesen Stiftungsauftrag und lassen 
gleichzeitig ein nach wie vor wirksames Dilemma des Auseinandergehens  
von Anspruch und den realistischen Möglichkeiten der kleinen Stiftung mit 
fünf Planstellen erkennen. 

Die Stiftung mit Sitz in Potsdam konnte dennoch auf dieser Grundlage ab 
2007 erfolgreich ihre Arbeit aufnehmen und ist seither zu einem wichtigen 
und kompetenten Partner im Bereich integrierter Planungs- und Bauprozesse 
geworden. Sie steht durch den Förderverein, der bereits ihre Gründung erfolg- 
reich begleitet hat, auf einer über Berufsgruppen und Institutionen hinweg 
soliden und einzigartigen Basis. Im Sinne einer breiten Solidargemeinschaft 
wächst aktuell die Zahl der Fördervereinsmitglieder. Die Bundesstiftung hat  
in ihrer Aufbauphase zunächst das Themenfeld Baukultur aufbereitet und den 
Rahmen für ihre Aufgabenwahrnehmung abgesteckt. Es ist ein Bewusstsein 
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1.10

aus Sicht von Bürgern
Wenn Sie den Begriff „Baukultur“ hören: Woran denken Sie 
dann? Was ist Ihrer Meinung nach mit Baukultur gemeint? 
(freie Nennungen befragter Bürger, Mehrfachnennungen 
möglich)

Baukultur ist vielfältig

Stil und Ästhetik der Gebäude

 17%  

Aussehen von Orten und 
Bauwerken allgemein

9%  
alte und historische 
Gebäude allgemein

7%  Architektur der Gebäude

7%  außergewöhnliche und 
besondere Gebäude

2%  
Gebäude der Kultur

5%  

93,0%

91,7%

84,7%

77,7%

76,0%

67,2%

63,5%

50,0%

47,3%

44,8%

28,2%

94,7%

56,9%

56,6%

Lokale Identität

Sicherung und Pflege schützenswerten Gebäudebestands

Handwerkliche Sorgfalt

Zukunftsfähigkeit

Materialqualität

Funktionalität

Planungs- und Prozessqualität

Berücksichtigung sozialer Belange

Integrierte Lage

Flexibilität/Anpassungsfähigkeit

Technische Innovation

Ästhetik/Gestaltung

Konsens aller Akteure und Nutzergruppen

Ressourcenschonung/Nachhaltigkeit

Wirtschaftlichkeit 59,4%

aus Sicht von Experten
Wie wichtig sind aus ihrer Sicht die folgenden Kriterien für Baukultur? 
(Antworten kommunaler Stadtplanungsämter mit Angaben „wichtig“ bzw. 
„sehr wichtig“, Mehrfachnennungen möglich)

Instandhaltung, Sanierung 
und Schutz von alten 
und historischen Gebäuden

23%
Instandhaltung und 
Sanierung allgemein

2%  



Quelle: Kommunalbefragung zur Baukultur 2014 
(Difu, im Auftrag der Bundesstiftung Baukultur), 
Auszug der Antworten

Quelle: Bevölkerungsbefragung zur Baukultur 2014 
(Forsa, im Auftrag der Bundesstiftung Baukultur)
Auszug der Antworten

sozialverträgliches 
Bauen

10%

Städtebau, Stadtplanung  
und Gestaltung allgemein

18%  innovatives und 
modernes Bauen

5%  Vorgaben für 
Bauprojekte

2%

nachhaltiges, 
ökologisches Bauen

4%  
Anpassung von Bauten 
an Umgebung und örtliche 
Gegebenheiten

14%
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
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(Difu, im Auftrag der Bundesstiftung Baukultur), 
Auszug der Antworten

Quelle: Bevölkerungsbefragung zur Baukultur 2014 
(Forsa, im Auftrag der Bundesstiftung Baukultur)
Auszug der Antworten
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wirtschaftlicher Strukturwandel, Anforderungen der Energiewende, die 
Gestaltung des Klimawandels wie auch die Möglichkeiten neuer Technologien. 
Die Integration dieser Aspekte erfordert in der Praxis interdisziplinäre und 
offen gestaltete Planungs- und Umsetzungsprozesse bei allen Bauvorhaben –  
ob im Hochbau, im Städtebau, bei der Freiraumplanung oder bei Infrastruktur-
maßnahmen. Dabei gilt es, sich nicht allein auf Einzelaspekte zu beschränken, 
sondern die gesamte Bandbreite an neuen Anforderungen, notwendigen 
Einschränkungen, Chancen und innovativen Ideen im Blick zu behalten. Die 
Qualität der realisierten Maßnahmen hat direkten Einfluss darauf, wie wir  
alle den gesellschaftlichen Wandel meistern werden. Baukultur ist dabei der 
Schlüssel für eine lebenswerte, soziale, ökologisch und ökonomisch verant-
wortliche und verträgliche Entwicklung unserer gebauten Umwelt.

Deutsche Städte sind national wie international bekannt – sowohl für  
ihre wertvollen historischen Stadtkerne als auch für qualitätvolle Plan- und 
Bauvorhaben im Rahmen aktueller Aufgaben. Wichtiges Element von Bau-
kultur ist dabei der Erhalt des baukulturellen Erbes. Auch im geltenden 
Koalitionsvertrag werden der Erhalt von Denkmälern als gesamtstaatliche 
Aufgabe angesehen und die Fortsetzung der Denkmalschutz-Sonderpro-
gramme des Bundes sowie das Programm „National wertvolle Kulturdenkmäler“ 
ange kündigt. Zudem ist beabsichtigt, ein „Europäisches Jahr für Denkmal-
schutz“ zu initiieren, ähnlich dem „Europäischen Denkmalschutzjahr 1975“. 
Neben dem Umgang mit dem historischen Bestand und der Entwicklung des 
ländlichen Raums besteht die große Herausforderung heute vor allem im 
planvollen und nachhaltigen Weiterbau des Bestands und der Erweiterung 
unserer Städte. Wie wird die Bevölkerung in den Städten der Zukunft leben? 
Welche Angebote muss der öffentliche Raum bereithalten? Wie können  
die Bedürf  nisse der Gesellschaft bei konkreten Bauvorhaben ermittelt und 
integriert werden? Mit der ständigen Veränderung gesellschaftlicher Rahmen-
bedingungen unterliegt auch die Stadt einem permanenten Transformations-
prozess. Die hohe Qualität gebauter Stadt- und Gebäudestrukturen lässt  
sich daran messen, wie sie diesen Transformationsprozess ermöglichen. 

Die Qualität der Gebäude, des öffentlichen Raums und des Stadtbilds 
zeichnet sich in vielen Städten durch ein hohes Maß an gestalterischem 
Können, Pflege und handwerklicher Sorgfalt aus. Städtebauliche Planungen 
müssen sich auf diese räumliche Gestalt der Stadt beziehen und sie auch 
stadtbaukünstlerisch weiterentwickeln. Dort, wo heute im Sinne der Nachhaltig-
keit gebaut wird, entstehen so die qualitätvollen Lebensräume der Zukunft. 
Dabei über Baukultur mit allen relevanten Akteursgruppen wie auch mit der 
Öffentlichkeit zu kommunizieren, Baukultur nicht nur als Prozess des Bauens, 
sondern auch als den der Aneignung und als kulturelle Praxis zu verstehen –  
all das beinhaltet die Chance, nicht nur ein besseres Verständnis für Planungs-
prozesse und Bauvorhaben zu erzielen, sondern auch Impulse zu setzen für 
ein unternehmerisches und zivilgesellschaftliches Engagement für die Qualität 
des Planens und Bauens. Mit einer umfassenden Diskussion und Sensibilisie-
rung aller Akteure wie auch der Öffentlichkeit kann es gelingen, alle Beteiligten 
vom gesellschaftlichen Mehrwert durch Baukultur zu überzeugen. 

1.3

Anteil der Bauleistungen 
am Bruttoinlandsprodukt 
in Deutschland 2012

10,0%

Anteil von Bauten an den
Bruttoanlageinvestitionen 
in Deutschland 2012

56,6%



Wirtschaftsfaktor 
Planen und Bauen
Quelle: Destatis 2014 und 2013

Anteil von Bauten am 
Bruttoanlagevermögen
in Deutschland 2012

83,8%

Wirtschaftsfaktor  
Planen und Bauen
Quelle: Destatis 2014a
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Wirtschaftsfaktor Planen und Bauen 
als Chance für Baukultur

Der überwiegende Teil des deutschen Volksvermögens liegt in Immobilien-
werten. Das Planen und Bauen haben zudem einen großen Anteil an der 
Wirtschaftsleistung Deutschlands. Gemessen an den Werten des Jahres 2012 
machen alle Bauleistungen zusammen 10 % des Bruttoinlandspro duktes 
aus und bestimmen mit 56 % mehr als die Hälfte aller Investitionen in Deutsch-
land. Im europäischen Vergleich spielt die deutsche Bauwirtschaft eine 
Ausnahmerolle: Während seit 2007 das Bauvolumen insgesamt in Europa 
durch die Wirtschafts- und Finanzkrise stark zurückging, zeigte Deutschland 
hier Zunahmen.

Den größten Anteil am gesamten Bauvolumen von 309 Milliarden Euro hat 
der Wohnungsbau. Gegenüber den anderen Bereichen wie dem gewerblichen 
und dem öffentlichen Hoch- und Tiefbau fl ießen hier mit 171,5 Milliarden Euro 
mehr als die Hälfte der Investitionen in Bestand und Neubau. Über 40 Millionen 
Wohnungen gibt es in Deutschland, und seit 2005 ist ihre Zahl jährlich durch-
schnittlich um 200.000 Wohnungen angewachsen. Damit ist der Wohnungsbau 
das Rückgrat der Bautätigkeit, auch wenn der Umfang seit Mitte der 1990er-
Jahre zurückgegangen ist.

Interessant ist, dass der Großteil der Investitionen nicht im Neubau erfolgt, 
sondern zu drei Viertel in Bauleistungen an bestehenden Gebäuden – also 
Umbauten, Ausbauten, (energetische) Sanierungen, Renovierungen und Repa-
raturen. Wie wird mit dem Bestand umgegangen? Welche Wertschätzung 

1.1
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als Chance für Baukultur
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erfährt dabei die Nachkriegsmoderne, die einen überwiegenden Teil des 
Bestandes ausmacht? Welche Anpassungen an gewandelte Lebens- und 
Wohnbedürfnisse sind nötig? Die bauliche Beantwortung dieser und weiterer 
Fragen bestimmt maßgeblich die Qualität der städtischen Lebensumwelt  
und hat spürbare Auswirkungen für jeden. Mehr noch: Bestandspflege und 
-umbau sind eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, denn die Wohnungen 
gehören mit 75 % zum überwiegenden Teil Privatpersonen oder Eigentümer-
gemeinschaften. Die restlichen 25 % sind in der Hand von Wohnungsbau-
gesellschaften, Genossenschaften oder anderen professionellen Akteuren. 

Die privaten Hauseigentümer gestalten somit das Bild der Städte und 
Gemeinden mit und leisten damit bewusst oder unbewusst Beiträge zur 
deutschen Baukultur. Die zukunftsfähige Ausgestaltung dieser Bestände ist 
nicht nur für die Entwicklung unserer Städte wichtig, sondern auch für die 
Eigentümer selbst – Wohnimmobilien sind das bedeutendste Segment im 
Vermögensbestand privater Haushalte. Vielfach erfüllen sie die Funktion einer 
Alterssicherung und müssten bereits aus diesem Grund einen hohen An-
spruch an Qualität und Zukunftsfähigkeit erfüllen. Alle privaten Bauherren 
können sich durch Baukultur Vorteile für den Verkauf oder die Ver mietung 
ihrer Objekte verschaffen und damit langfristig damit deren Werterhalt oder 
Wert steigerung beeinflussen. Demzufolge wird regelmäßig saniert – allein  
ein Drittel der Bestandsinvestitionen im Wohnungsbau entfällt inzwischen 
auf energetische Sanierungen. Wie diese Sanierungen umgesetzt werden, 
bestimmt wiederum maßgeblich das Erscheinungsbild von Siedlungen und 
Straßenzügen deutscher Städte.

1.2
Wohnungsbau dominiert
Nominales Bauvolumen 2012 
in Deutschland nach Baubereichen

Quelle: BMVBS 2012
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Neben dem Wohnungsbau nimmt der gewerbliche Bau – u. a. Büros, Ver-
waltungsgebäude, Hotels sowie Produktions- und Lagergebäude mit dazuge-
hörigem Tiefbau – mit deutlichem Abstand den zweiten Platz in der Verteilung 
der Bauinvestitionen ein. Zwei Drittel aller Investitionen konzent rieren sich 
auch hier auf den Bestand.

Den finanziell kleinsten Teil nimmt als drittes Segment der öffentliche  
Bau ein. Der vergleichsweise geringe Anteil an öffentlichen Bauinvestitionen 
im Vergleich zum Wohnungs- und Wirtschaftsbau steht im Kontrast zur Art  
und Lage und damit zur gesellschaftlichen Bedeutung öffentlicher Bauten. Sie 
befinden sich oft in zentralen Lagen, im Stadtkern und in städtebaulich 
prägnanten Situationen oder definieren ein Ortszentrum durch ihre kulturelle 
oder zentrale Funktion. Auch zählen die Gebäude häufig zum baukulturell 
schützenswerten Erbe der Städte. Öffentliche Gebäude haben damit oftmals 
eine identitätsstiftende Wirkung. Den Bauten der öffentlichen Hand kommt 
daher eine zentrale Rolle zu, wenn es um die Prägung von lokaler, nationaler 
oder sogar international ausstrahlender Baukultur geht. 

Im Gegensatz zu dieser Bedeutung verzeichnen öffentliche Bauinvesti-
tionen jedoch bereits seit Mitte der 1990er-Jahre einen deutlichen Rückgang, 
der lediglich mit Hilfe der Investitionsmittel aus den Konjunkturpaketen –  
bauwirtschaftlich wirksam geworden in den Jahren 2010 und 2011 – unter-
brochen wurde. Nach ihrem Auslaufen fielen die öffentlichen Bauinvestitionen 
auf den niedrigsten Wert seit der Wiedervereinigung. Als bedeutendste 
öffentliche Bauauftraggeber haben die Gemeinden und Gemeindeverbände 
einen entscheidenden Anteil an dieser Entwicklung. Denn trotz ihrer inzwischen 
leicht positiven Finanzierungssalden müssen sie meist hohe Kassenkredite 
bedienen, was Investitionen häufig verhindert.

Insgesamt sind regional starke Unterschiede auszumachen, das betrifft 
auch die Bautätigkeit der öffentlichen Hand. Fast ein Drittel des gesamten 
Bauvolumens wird im Süden Deutschlands, in Bayern sowie Baden-Württem-
berg realisiert. In den ostdeutschen Bundesländern spielt wiederum der 
öffentliche Bau eine größere Rolle als in Westdeutschland: Werden insgesamt 
knapp 14 % der Bauinvestitionen durch die öffentliche Hand getätigt, sind  
es in ostdeutschen Regionen zwischen 18 und 22 %. Den weitaus größten 
Anteil am Bauvolumen haben private Akteure. Gutes Planen und Bauen und 
der Erhalt der gebauten Werte sind somit eine gesamtgesellschaftliche 
Verantwortung, die nicht nur ökonomische Folgen hat, sondern die Zukunfts-
fähigkeit unserer gebauten Lebensräume bestimmt.
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Abriss historischer Bausubstanz. In diesem Zusammenhang werden auch 
verschiedenenorts sehr emotionale Debatten um Fragen der Rekonstruktion 
verloren gegangener Stadtbausteine, wie beispielsweise Stadtschlösser, 
geführt. Diese Debatten zeigen, dass die Sichtweisen oder Interessenslagen 
in der Bevölkerung durchaus unterschiedlich sind und Baukultur zwingend 
eines Aushandlungsprozesses bedarf. Vergleichbar emotional wird es in 
Situationen, in denen Anwohner von Veränderungen betroffen sind und um die 
Qualität ihres Lebensumfelds fürchten. Schlagworte wie „Nachverdichtung“ 
und „Gentrifi zierung“ sind längst in den allgemeinen Sprachgebrauch über-
gegangen und provozieren oft Abwehrhaltungen der lokalen Bewohnerschaft 
gegenüber Zuzügen und Nachverdichtungen. Neben den Vereinen, Initiativen 
und Gremien, die sich explizit mit baukulturellen Fragen auseinandersetzen, 
gibt es viele weitere lokale Initiativen, die mit ihren Tätigkeiten die gebaute 
Umwelt prägen und gestalten und mit ihrem Engagement zu ihrer Qualität 
beitragen. Denn Bauen und Planen ist notwendiger Teil ihrer Maßnahmen, sei 
es, weil sie als Elterninitiative einen Spielplatz gestalten, als Heimatverein ein 
Museum ins Leben rufen oder als Händlergemeinschaft ein Geschäftsstraßen-
management einrichten. Baukulturelle Werte werden hier unweigerlich mit 
thematisiert, auch wenn das primäre Anliegen des jeweiligen Vorhabens nicht 
allein gestalterische Aspekte beinhaltet. Die Aufgabe, dabei ein Verständnis 
für Baukultur zu schaffen und für gute Gestaltung zu werben, obliegt auch der 
öffentlichen Hand – auf Bundes-, auf Länder- und auf Kommunalebene.

Bund, Länder und Kommunen

Bund, Länder und Kommunen nehmen eine zentrale Rolle für die Förderung 
der Qualität des Planens und Bauens in Deutschland ein. Sie prägen die 
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und Gremien, die sich explizit mit baukulturellen Fragen auseinandersetzen, 
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Hand auch für den Denkmalschutz und hat ihn in den 16 Denkmalschutz-
gesetzen der Länder verankert. Die konkreten Entscheidungen über Planungen 
und Bauvorhaben finden jedoch auf der Ebene der Kommunen statt. Sie 
besitzen kommunale Planungshoheit nach Art. 28 II 1 GG und damit das Recht, 
„alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze  
in eigener Verantwortung zu regeln“. Damit setzen sie auch den Rahmen für die 
Bautätigkeit privater Bauherren und stehen so in einer großen Verantwortung 
für die Baukultur vor Ort. Laut Kommunalbefragung sind es innerhalb der 
kommunalen Verwaltung insbesondere die Stadtplanungsämter, die sich mit 
Blick auf die Baukultur in der Verantwortung sehen: Neun von zehn Stadt­
planungsämtern übernehmen eine federführende Rolle bei baukulturellen 
Aufgaben. 

Neben den „harten“ rechtlichen Elementen nutzen viele Kommunen in 
Deutschland auch „weiche“ Instrumente, um Baukultur zu fördern. Informelle 
Planungen und Entwicklungsgrundlagen wie Rahmenpläne, Gestaltungs-
pläne oder Integrierte Stadt(teil)entwicklungskonzepte ermöglichen eine 
sorgsame Stadt- und Quartiersplanung. Zudem bieten immerhin noch zwei 
Drittel aller Städte Bauinteressierten eine Beratung an, bevor ein Bauantrag 
im Baugenehmigungsverfahren geprüft wird. Zwar bindet dies zunächst 
personelle Ressourcen und es muss ausreichend fachliche Kompetenz in der 
Verwaltung vorhanden sein, aber eine gezielte Beratung bringt Einspareffekte, 
da Prozesse beschleunigt und die Nachhaltigkeit der Bauqualität erhöht 
werden können. Vorgaben bei der Auslobung von Realisierungswettbewerben, 
die Vergabe von Preisen und Auszeichnungen, konzeptgebundene Vergabe-
verfahren sowie Auflagen in städtebaulichen Verträgen oder Kaufverträgen 
gewähren darüber hinaus Einflussmöglichkeiten. 

Zu einer besonderen Form innerhalb der weichen bzw. informellen 
Instrumente auf lokaler Ebene zählen Gestaltungsbeiräte. Die meist interdis-
ziplinär zusammengesetzten Expertengruppen beraten die Kommune zu 
konkreten, stadt bedeutsamen Projekten privater Bauherren, insbesondere 
unter architektonischen und stadtgestalterischen Gesichtspunkten. Sie 
geben Empfehlungen und Anregungen, um die baukulturelle Qualität von 
privaten Bauvorhaben zu erhöhen. Gestaltungsbeiräte sind zurzeit dennoch 
eine Ausnahmeerscheinung. Rund 68 % der Kommunen in Deutschland 
haben kein solches Gremium und planen auch nicht dessen Einrichtung. Dabei 
ist allerdings nach Stadtgrößen zu unterscheiden: Während fast 60 % der 
Großstädte Gestaltungsbeiräte besitzen, sinkt der Wert deutlich mit abneh­
mender Einwohnerzahl. Kleineren Städten fällt es schwerer, den organi­
satorischen und finan ziellen Rahmen für solche Instrumente sicherzustellen. 
Gemeindeübergreifende oder mobile Gestaltungsbeiräte, wie derzeit  
in Mecklenburg-Vorpommern in der Erprobung, können eine Lösung sein.

Ebenfalls zu den weichen Instrumenten mit Einfluss auf die Baukultur 
zählen die inhaltliche Auseinandersetzung und Diskussion um baukulturelle 
Werte – auf Bundesebene u. a. im Rahmen der Nationalen Stadtentwicklungs-
politik, die in diesem Zuge auch Projekte fördert. Finanzielle Anreize für die 
Umsetzung von baukulturellen Qualitäten bieten zudem Förderprogramme 
wie die Programme der Städtebauförderung, mit deren Hilfe private Inves- 
titionen in den Stadtquartieren angeregt werden können. In der Regel als 
„Drittelfinan zierung“ gemeinsam durch Bund, Länder und Kommunen organi-
siert, zielt die Städtebauförderung darauf ab, städtebauliche, funktionale  
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wie die Programme der Städtebauförderung, mit deren Hilfe private Inves- 
titionen in den Stadtquartieren angeregt werden können. In der Regel als 
„Drittelfinan zierung“ gemeinsam durch Bund, Länder und Kommunen organi-
siert, zielt die Städtebauförderung darauf ab, städtebauliche, funktionale  
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Hand auch für den Denkmalschutz und hat ihn in den 16 Denkmalschutz-
gesetzen der Länder verankert. Die konkreten Entscheidungen über Planungen 
und Bauvorhaben finden jedoch auf der Ebene der Kommunen statt. Sie 
besitzen kommunale Planungshoheit nach Art. 28 II 1 GG und damit das Recht, 
„alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze  
in eigener Verantwortung zu regeln“. Damit setzen sie auch den Rahmen für die 
Bautätigkeit privater Bauherren und stehen so in einer großen Verantwortung 
für die Baukultur vor Ort. Laut Kommunalbefragung sind es innerhalb der 
kommunalen Verwaltung insbesondere die Stadtplanungsämter, die sich mit 
Blick auf die Baukultur in der Verantwortung sehen: Neun von zehn Stadt­
planungsämtern übernehmen eine federführende Rolle bei baukulturellen 
Aufgaben. 

Neben den „harten“ rechtlichen Elementen nutzen viele Kommunen in 
Deutschland auch „weiche“ Instrumente, um Baukultur zu fördern. Informelle 
Planungen und Entwicklungsgrundlagen wie Rahmenpläne, Gestaltungs-
pläne oder Integrierte Stadt(teil)entwicklungskonzepte ermöglichen eine 
sorgsame Stadt- und Quartiersplanung. Zudem bieten immerhin noch zwei 
Drittel aller Städte Bauinteressierten eine Beratung an, bevor ein Bauantrag 
im Baugenehmigungsverfahren geprüft wird. Zwar bindet dies zunächst 
personelle Ressourcen und es muss ausreichend fachliche Kompetenz in der 
Verwaltung vorhanden sein, aber eine gezielte Beratung bringt Einspareffekte, 
da Prozesse beschleunigt und die Nachhaltigkeit der Bauqualität erhöht 
werden können. Vorgaben bei der Auslobung von Realisierungswettbewerben, 
die Vergabe von Preisen und Auszeichnungen, konzeptgebundene Vergabe-
verfahren sowie Auflagen in städtebaulichen Verträgen oder Kaufverträgen 
gewähren darüber hinaus Einflussmöglichkeiten. 

Zu einer besonderen Form innerhalb der weichen bzw. informellen 
Instrumente auf lokaler Ebene zählen Gestaltungsbeiräte. Die meist interdis-
ziplinär zusammengesetzten Expertengruppen beraten die Kommune zu 
konkreten, stadt bedeutsamen Projekten privater Bauherren, insbesondere 
unter architektonischen und stadtgestalterischen Gesichtspunkten. Sie 
geben Empfehlungen und Anregungen, um die baukulturelle Qualität von 
privaten Bauvorhaben zu erhöhen. Gestaltungsbeiräte sind zurzeit dennoch 
eine Ausnahmeerscheinung. Rund 68 % der Kommunen in Deutschland 
haben kein solches Gremium und planen auch nicht dessen Einrichtung. Dabei 
ist allerdings nach Stadtgrößen zu unterscheiden: Während fast 60 % der 
Großstädte Gestaltungsbeiräte besitzen, sinkt der Wert deutlich mit abneh­
mender Einwohnerzahl. Kleineren Städten fällt es schwerer, den organi­
satorischen und finan ziellen Rahmen für solche Instrumente sicherzustellen. 
Gemeindeübergreifende oder mobile Gestaltungsbeiräte, wie derzeit  
in Mecklenburg-Vorpommern in der Erprobung, können eine Lösung sein.

Ebenfalls zu den weichen Instrumenten mit Einfluss auf die Baukultur 
zählen die inhaltliche Auseinandersetzung und Diskussion um baukulturelle 
Werte – auf Bundesebene u. a. im Rahmen der Nationalen Stadtentwicklungs-
politik, die in diesem Zuge auch Projekte fördert. Finanzielle Anreize für die 
Umsetzung von baukulturellen Qualitäten bieten zudem Förderprogramme 
wie die Programme der Städtebauförderung, mit deren Hilfe private Inves- 
titionen in den Stadtquartieren angeregt werden können. In der Regel als 
„Drittelfinan zierung“ gemeinsam durch Bund, Länder und Kommunen organi-
siert, zielt die Städtebauförderung darauf ab, städtebauliche, funktionale  
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Hand auch für den Denkmalschutz und hat ihn in den 16 Denkmalschutz-
gesetzen der Länder verankert. Die konkreten Entscheidungen über Planungen 
und Bauvorhaben finden jedoch auf der Ebene der Kommunen statt. Sie 
besitzen kommunale Planungshoheit nach Art. 28 II 1 GG und damit das Recht, 
„alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze  
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Blick auf die Baukultur in der Verantwortung sehen: Neun von zehn Stadt­
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Drittel aller Städte Bauinteressierten eine Beratung an, bevor ein Bauantrag 
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unter architektonischen und stadtgestalterischen Gesichtspunkten. Sie 
geben Empfehlungen und Anregungen, um die baukulturelle Qualität von 
privaten Bauvorhaben zu erhöhen. Gestaltungsbeiräte sind zurzeit dennoch 
eine Ausnahmeerscheinung. Rund 68 % der Kommunen in Deutschland 
haben kein solches Gremium und planen auch nicht dessen Einrichtung. Dabei 
ist allerdings nach Stadtgrößen zu unterscheiden: Während fast 60 % der 
Großstädte Gestaltungsbeiräte besitzen, sinkt der Wert deutlich mit abneh­
mender Einwohnerzahl. Kleineren Städten fällt es schwerer, den organi­
satorischen und finan ziellen Rahmen für solche Instrumente sicherzustellen. 
Gemeindeübergreifende oder mobile Gestaltungsbeiräte, wie derzeit  
in Mecklenburg-Vorpommern in der Erprobung, können eine Lösung sein.

Ebenfalls zu den weichen Instrumenten mit Einfluss auf die Baukultur 
zählen die inhaltliche Auseinandersetzung und Diskussion um baukulturelle 
Werte – auf Bundesebene u. a. im Rahmen der Nationalen Stadtentwicklungs-
politik, die in diesem Zuge auch Projekte fördert. Finanzielle Anreize für die 
Umsetzung von baukulturellen Qualitäten bieten zudem Förderprogramme 
wie die Programme der Städtebauförderung, mit deren Hilfe private Inves- 
titionen in den Stadtquartieren angeregt werden können. In der Regel als 
„Drittelfinan zierung“ gemeinsam durch Bund, Länder und Kommunen organi-
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und soziale Missstände im Rahmen von städtebaulichen Gesamtmaßnahmen 
zu beheben. Aus Sicht der Kommunen sind die Bund­Länder­Programme  
der Städtebauförderung von immenser Bedeutung: Rund neun von zehn 
Städten sehen die Städtebauförderung als (sehr) wichtiges Instrument für 
die Umsetzung baukultureller Qualitäten an. 

Auch durch die Finanzierung und inhaltliche Ausgestaltung von Bildung 
und Ausbildung sowie der Wissenschaftsförderung besteht ein indirekter 
Einfluss der öffentlichen Hand auf die Qualität der gebauten Umwelt. Der 
Gestaltung und Pflege von Bildungsbauten kommt zusätzlich eine zentrale 
Rolle zu: Es hat nicht nur eine positive Wirkung auf das Lernklima, besonders 
Schulen können ein wichtiger Motor bei der Quartiersentwicklung sein.

Bund, Länder und Gemeinden tragen also in hohem Maße Verantwortung 
für Baukultur. Doch sind auch sie dabei abhängig von begrenzenden – unter 
anderem finanziellen – Rahmenbedingungen, gesellschaftlichen Einflussfak-
toren sowie den Interessenslagen anderer Akteure und Entscheider. 

Private Bauherren und Eigentümer

Neben den öffentlichen sind private Bauherren und Eigentümer Auftraggeber 
von Baumaßnahmen. Aufgrund des hohen Bestands- und Neubauvolumens  
in privater Hand kommt ihnen in baukultureller Hinsicht eine wichtige Rolle zu. 
Ihre gesellschaftliche Verantwortung als Eigentümer ist schon im Grund-
gesetz benannt (§ 14, Abs. 2): „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ Der gewerbliche Neubau wird 
vollständig durch privatwirtschaftliche Akteure realisiert und auch auf dem 
Wohnungsmarkt halten sie die deutliche Mehrheit des Bestands von insgesamt 
40 Millionen Wohnungen in Deutschland und tragen damit wesentlich zur  
Baukultur in deutschen Städten bei. Doch kann aufgrund der vielen unterschied-
lichen Eigentümergruppen kaum ein einheitliches Verständnis für bauliche, 
gestalterische und andere fachliche Aspekte vorausgesetzt werden.

Im Jahr 2006 wurden ca. 40 % des Wohnungsbestandes selbst genutzt – 
der Bewohner ist hier zugleich Eigentümer und entscheidet selbst über 
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und soziale Missstände im Rahmen von städtebaulichen Gesamtmaßnahmen 
zu beheben. Aus Sicht der Kommunen sind die Bund­Länder­Programme  
der Städtebauförderung von immenser Bedeutung: Rund neun von zehn 
Städten sehen die Städtebauförderung als (sehr) wichtiges Instrument für 
die Umsetzung baukultureller Qualitäten an. 

Auch durch die Finanzierung und inhaltliche Ausgestaltung von Bildung 
und Ausbildung sowie der Wissenschaftsförderung besteht ein indirekter 
Einfluss der öffentlichen Hand auf die Qualität der gebauten Umwelt. Der 
Gestaltung und Pflege von Bildungsbauten kommt zusätzlich eine zentrale 
Rolle zu: Es hat nicht nur eine positive Wirkung auf das Lernklima, besonders 
Schulen können ein wichtiger Motor bei der Quartiersentwicklung sein.

Bund, Länder und Gemeinden tragen also in hohem Maße Verantwortung 
für Baukultur. Doch sind auch sie dabei abhängig von begrenzenden – unter 
anderem finanziellen – Rahmenbedingungen, gesellschaftlichen Einflussfak-
toren sowie den Interessenslagen anderer Akteure und Entscheider. 

Private Bauherren und Eigentümer

Neben den öffentlichen sind private Bauherren und Eigentümer Auftraggeber 
von Baumaßnahmen. Aufgrund des hohen Bestands- und Neubauvolumens  
in privater Hand kommt ihnen in baukultureller Hinsicht eine wichtige Rolle zu. 
Ihre gesellschaftliche Verantwortung als Eigentümer ist schon im Grund-
gesetz benannt (§ 14, Abs. 2): „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ Der gewerbliche Neubau wird 
vollständig durch privatwirtschaftliche Akteure realisiert und auch auf dem 
Wohnungsmarkt halten sie die deutliche Mehrheit des Bestands von insgesamt 
40 Millionen Wohnungen in Deutschland und tragen damit wesentlich zur  
Baukultur in deutschen Städten bei. Doch kann aufgrund der vielen unterschied-
lichen Eigentümergruppen kaum ein einheitliches Verständnis für bauliche, 
gestalterische und andere fachliche Aspekte vorausgesetzt werden.

Im Jahr 2006 wurden ca. 40 % des Wohnungsbestandes selbst genutzt – 
der Bewohner ist hier zugleich Eigentümer und entscheidet selbst über 
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Gestaltung, wie es beispielsweise das Architekten- und Ingenieurgesetz des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern vorschreibt. Die Berufsvereinigung der 
Stadtplaner – die Vereinigung für Stadt-, Regional- und Landesplanung e. V. 
(SRL e. V.) – definiert in ihrem Selbstverständnis, dass ihre Mitglieder „in  
der Gestaltung ihrer Umwelt durch verantwortliche Umsetzung räumlicher 
Planungen einen Beitrag zur Zukunftssicherung und eine Voraussetzung für 
ein ‚gutes Leben‘ kommender Generationen“ leisten. Die Musterberufs-
ordnung der Bundesingenieurkammer erklärt den Ingenieurberuf als einen, 
„der ihnen eine hohe fachliche und ethische Verantwortung gegenüber ihren 
Mitmenschen und deren natürlichen Existenzgrundlagen – ihrer Umwelt – 
auferlegt“. Somit bekennen sich Planer, Architekten und Ingenieure zu der 
Bedeutung qualitätvollen Planens und Bauens und ihrer Verantwortung im 
Rahmen der Baukultur.

Das Berufsbild der Planer hat sich in den letzten Jahren gewandelt. In 
klassischen Bereichen wie Ausführungsplanung und Bauleitung stehen sie in 
Konkurrenz zu Projektsteuerern und Bauunternehmen. Zudem tritt immer 
mehr die moderierende und vermittelnde Kommunikation zwischen den 
Beteiligten des Baugeschehens in den Vordergrund. Neben Fragen des 
partizipativen Planens und Bauens gibt es auch eine Aufweitung des Berufs-
bildes in Richtung Sozialplanung bzw. soziale Stadtentwicklung, womit 
weitere Berufsfelder, wie das des Quartiersmanagers, hinzukommen. Gutes 
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Gesamtbeschäftigte ausgewählter Berufe des 
Planens und Bauens in Deutschland 2011

Quelle: BMVBS 2012a; Destatis 2012a; BAK 2013; BINGK 2012
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Gute Gründe für Baukultur 
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häufig auf tatsächliche oder angebliche Fehler bei Bauvorhaben, meist bei 
prominenten Großprojekten im Sinne von „only bad news are good news“. Dem 
„Skandal“, vor allem dem finanziellen – von Stuttgart 21 über die Elbphilharmonie 
in Hamburg bis zum Flughafen BER – kommt in der Medienlogik eine besondere 
Rolle zu. Eine angebrachte Form der Auseinandersetzung mit Baukultur geht 
dabei verloren. Sie wird vor allem der Bedeutung von Baukultur für die Breite 
des Planens und Bauens und dem Alltag jedes Einzelnen nicht gerecht.

Fazit – Baukultur im Spannungsfeld  
unterschiedlicher Interessen

Das Gemeinschaftswerk Baukultur vereint alle Akteure, die die Art und Weise, 
wie Umwelt gestaltet, geprägt und genutzt wird, mitbestimmen. Der erste 
Statusbericht zur Baukultur in Deutschland aus dem Jahr 2001 enthielt den 
prägnanten Satz: „Baukultur geht alle an, weil die gebaute Umwelt jeden 
einzelnen Bürger beeinflusst und verändert.“ Dieser Satz ist nach wie vor aktuell 
und wird mit Blick auf die vielen unterschiedlichen Akteurskreise erweitert: 
Baukultur geht nicht nur alle an, sondern alle machen Baukultur und beeinflus-
sen und verändern die gebaute Umwelt, auch wenn sich Motivation und 
Bewusstsein für die Umsetzung von Baukultur in den einzelnen Akteursgruppen 
unterscheiden. So breit wie das skizzierte Akteursfeld, so breit ist auch das 
Feld unterschiedlicher Interessenslagen, in dem sich Baukultur entwickelt. 
Umso wichtiger ist daher die Kommunikationskultur als wesentlicher Teil der 
Baukultur. Nur durch das Benennen von Zielkonflikten und Verhandeln sowie 
Integrieren der verschiedenen Interessen, Perspektiven und Motive kann 
baukulturelle Qualität nachhaltig entstehen.

Gute Gründe für Baukultur 
Motivationen für baukulturelles Engagement
Quelle: Bundesstiftung Baukultur 2014
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was oftmals eine Abwärtsspirale für vitale Zentren auslöst. Auch durch die 
anhaltend wachsende Zahl der Einkaufszentren und Shopping Malls werden, 
insbesondere wenn sie in peripheren Lagen sind, Funktionsverluste in den 
Innenstädten verstärkt. Laut HSH Nordbank AG liegt der Anteil der Gesamt-
einzelhandelsflächen im innerstädtischen Bereich und an integrierten 
Standorten derzeit nur noch bei 63 %. Städte und Gemeinden stehen dem-
nach vor einer großen Aufgabe, wenn sie die Funktionalität und Wettbe-
werbsfähigkeit der zentralen Versorgungsbereiche auch im Interesse einer 
verbrauchernahen Versorgung erhalten wollen. Zum anderen sind sie aber  
auch aufgerufen, Transformationsprozesse aktiv zu gestalten. Vor allem die 
städtebauliche wie gestalterische Einbindung von häufig maßstabsprengenden 
großflächigen Malls und Einkaufszentren sachgerecht zu steuern, zählt für 
Politik und Verwaltung zu den großen Herausforderungen. In der Konsequenz 
ergeben sich direkt bau kulturelle Effekte für Städte und Stadtbild. 

Freizeit Die zunehmende Internetnutzung verändert auch das Freizeit-
verhalten der Bevölkerung, mit zum Teil erheblichen Auswirkungen auf den 
gebauten Raum. Von einer 25-Stunden-Gesellschaft ist in der Trendforschung 
die Rede, in der nicht nur die Intensität der Arbeit, sondern auch unzählige  
und allzeit verfügbare (Online-)Angebote für Fortbildung, Einkauf und Freizeit, 
die den Menschen rund um die Uhr in Anspruch nehmen. Das Internet hat 
einen parallelen, eigenständigen virtuellen Raum erschaffen, der es Menschen 
ermöglicht, miteinander zu kommunizieren, Foren und Gemeinschaften zu 
bilden – Funktionen, die zuvor der öffentliche Raum übernommen hat. Das 
Internet ersetzt bis heute jedoch nicht den Bedarf, sich im realen, physischen 
Raum zu begegnen. Vielmehr hat es zu verbesserten Möglichkeiten geführt, 
Mitstreiter für ein besonderes Interesse oder eine spezielle Nutzung zu finden 
und darauf aufmerksam machen zu können. Der Erfolg großstädtischer Trends 
wie das Urban Gardening, temporäre „pop-up Stores“ oder gemeinsame  
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Baukulturelle Belange in diesem dynamisch verlaufenden Transformations-
prozess nicht außer Acht zu lassen, stellt aktuell eine der großen Heraus-
forderungen dar. Augenfällig wird dies vor allem im Siedlungsbestand, ins - 
besondere in den historischen Stadtteilen von baukulturellem Wert. Den 
Gebäudebestand energetisch fit zu machen, zählt derzeit wohl mit zu den 
schwierigsten Aufgaben, denn die potenzielle Gefährdung des Erscheinungs-
bildes und der baukulturellen Werte liegt angesichts der klima- und energie-
politischen Zielvorgaben auf der Hand. Bereits mehr als jede fünfte Kommune 
sieht in den Folgen der energetischen Sanierung ein Konfliktthema für den 
Bereich Wohnen und gemischte Quartiere. Erforderlich sind „Augenmaß“ und 
„Fingerspitzengefühl“, die Suche nach baukulturell verträglichen technischen 
Lösungen sowie der Mut, sich im Einzelfall in der Abwägung für den Erhalt 
baukulturell wertvoller Substanz und gegen die Umsetzung energetischer 
Maßnahmen insbesondere an den Fassaden der Gebäude zu entscheiden. Mit 
gutem Beispiel geht hier die Hamburgische Architektenkammer voran. Eine 
sechstägige Weiterbildung zum „Berater für Backsteinfassaden“ qualifiziert 
Experten. Diese können von Bauherren angesprochen werden, um die 
stadtbildprägende Wirkung der hamburgischen Backsteinfassaden auch  
im Rahmen notwendiger energetischer Sanierung zu erhalten. 

Wie sollen wir mit dem 
Bestand umgehen?
Energieverbrauch und die Rolle „grauer Energie“

Quelle: AGEB 2013; Destatis 2014c; DIW 2011; Fuhrhop 2013

3.4

Energiebilanz im Vergleich: Sanierung vs. Abriss und Ersatzneubau
Beispielrechnung für einen Zeilenbau aus den 1950er Jahren 
(Schillerstraße, Bremerhaven)

Wie sollen wir mit dem Bestand umgehen?
Energieverbrauch und die Rolle „grauer Energie“
Quelle: AGEB 2013; Destatis 2014c; DIW 2011; Fuhrhop 2013

Anteil privater Haushalte, 
Gewerbe, Handel und 
Dienstleistungen am 
Endenergieverbrauch 
in Deutschland 2012

27,8%

davon für 
Warmwasser 
und Strom

29,7%

davon für 
Raumwärme

70,3%

entstehender Verkehr
(z.B. durch zusätzliche Stellplatz-
verpflichtung gegenüber Bestand)

Betrieb (nach EnEV)Erstellung (graue Energie)
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Experten. Diese können von Bauherren angesprochen werden, um die 
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Wegen der zunehmend zu erwartenden Hitzeperioden haben insbesondere 
die Altstädte und historischen Quartiere Anpassungsbedarf. Die eng bebauten 
und kompakten Stadtkörper verfügen meist kaum über klimaausgleichende 
Frei- und Grünräume. Auch Gewerbegebiete sind in der Regel durch einen hohen 
Versiegelungsgrad gekennzeichnet. Und der Versiegelungsgrad der deutschen 
Städte nimmt weiter zu. Zwischen 1992 und 2011 ist die Siedlungs- und 
Verkehrsfläche in Deutschland um 19 % angewachsen. Der Flächenverbrauch 
geht dabei zwar zurück – von täglich durchschnittlich 129 Hektar zwischen 
1997 und 2000 auf 81 Hektar zwischen 2008 und 2011 – er bleibt jedoch 
maßgeblich konjunkturgebunden, so dass ein Wiederanstieg möglich erscheint. 
81 Hektar bedeuten zudem noch immer eine Umwandlung von 110 Fußball-
feldern meist landwirtschaftlicher Fläche zu Siedlungsflächen – pro Tag. 

Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie sieht vor, bis zum Jahre 2020  
den Verbrauch für Siedlungs- und Verkehrsflächen auf 30 Hektar pro Tag zu 
reduzieren. Wichtige Stellschraube dabei ist die innerstädtische Nachver-
dichtung. Vor dem Hintergrund des Klimawandels werden sich hierfür ins- 
 besondere Brach- und Konversionsflächen eignen, während bestehende 
Grünflächen für ein ausgewogenes Verhältnis von bebautem und unbebautem 
Raum vielerorts unverzichtbar sind. Laut Kommunalbefragung wertet  
fast jede zweite Kommune die Nachverdichtung und damit den Verlust von 
Freiflächen als Konfliktthema in Bestandsquartieren. 

Es ist in diesem Zusammenhang eine zentrale Aufgabe der Baukultur, 
angemessene Antworten auf die Erfordernisse und Rahmenbedingungen der 
Umwelt zu finden: Die Besinnung auf grundlegende Elemente des Städte- 
baus wie das ausgewogene Verhältnis zwischen bebauter Siedlungsfläche 
und Freiraum und der Einsatz natürlicher Gestaltungselemente wie Wasser, 
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Sanierungsstau Neben der Planung von Großprojekten oder sonstigen 
Neubauvorhaben ist die öffentliche Hand verantwortlich für die Modernisierung 
und Instandhaltung von öffentlichen Gebäuden und Infrastrukturen. Dabei 
steht weniger die Einhaltung des Kostenrahmens, sondern vielmehr die 
Unterhaltung und Pflege im Fokus. So werden für das deutsche Schienennetz 
pro Einwohner jährliche Ausgaben in Höhe von 56 Euro getätigt, für das 
deutsche Straßennetz entstehen im Jahr Kosten von 142 Euro pro Einwohner. 
Dennoch können die Verwaltungen den notwendigen Maßnahmen aufgrund 
von Sparzwängen auf allen Ebenen der öffentlichen Haushalte nicht in 
ausreichendem Maße nachkommen. 

Der daraus bundesweit resultierende Investitionsstau liegt nach Einschät-
zung der Kreditanstalt für Wiederaufbau in den Städten und Gemeinden 
aktuell bei 128 Milliarden Euro. Auf kommunaler Ebene besonders betroffen 
sind die soziale und technische Infrastruktur. Laut KfW-Kommunalpanel mangelt 
es allein im Bereich der Straßen- und Verkehrsinfrastruktur an Investitionen  
in Höhe von 33 Milliarden Euro. Rund 10.000 Brücken (15 %) müssten in den 
Kommunen nach einer aktuellen Difu-Studie vollständig ausgetauscht werden, 
auf absehbare Zeit finanzierbar ist dies jedoch nur für die Hälfte der Städte. 

Auch Schulen, Universitäten und Sporthallen weisen vielfach nicht nur 
schlechte Sanitäranlagen auf, sondern verfallen auch äußerlich und haben 
damit Auswirkungen auf Identität und Charakter, auf soziale Entwicklungen im 
Quartier und das Erscheinungsbild der Städte. Für die Kommunen gestaltet 
sich die Vernachlässigung von Bauten zunehmend als Problemfeld. Mehr als 
jede zweite sieht beispielsweise im Unterhaltungsdefizit ein Konfliktthema.  
92% der Bevölkerung geben an, dass instandgehaltene und gepflegte 
Gebäude, Straßen und Plätze (sehr) wichtig für das eigene Wohnumfeld sind. 
Somit kommt der Pflege des Bestands eine besondere Bedeutung zu. 

Finanzierung Mit Blick auf die anstehenden Investitionen ergeben sich  
zahlreiche Chancen, im Sinne der Baukultur nicht nur zu reparieren und zu 
sanieren, sondern im Zuge dessen auch eine bessere Qualität der gebauten 
Umwelt zu erreichen. Die Kommunen werden dabei finanziell von Bund  
und Ländern unterstützt. Bereits im Dezember 2012 bezifferte der Abschluss-
bericht der von der Verkehrsministerkonferenz der Länder eingesetzten 
Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung“ jedoch die 
Unterfinanzierung vor allem für Leistungen des Erhalts und Betriebs auf 7,2 
Milliarden Euro pro Jahr, wobei der Nachholbedarf bei den Brücken darin noch 
nicht vollständig erfasst ist. Nicht zuletzt in diesem Zusammenhang bedarf  
es dringend – bis spätestens 2015 – einer Nachfolgeregelung für die 2019 
auslaufenden Entflechtungsmittel sowie für das Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz. 

In der Vergangenheit waren Sonderprogramme wie das Konjunkturpaket II 
wichtig für den Erhalt der kommunalen Infrastruktur. Um die Folgen der 
weltweiten Finanzkrise für die Wirtschaft abzumildern und Investitionen u. a.  
in den Ausbau und die Sanierung von Bildungseinrichtungen und Straßen zu 
ermöglichen, wurden im Jahr 2009 Mittel in Höhe von 17 bis 18 Milliarden Euro 
bereitgestellt. Ebenfalls kam in den Jahren 2008 und 2009 der Investitions-
pakt zur energetischen Sanierung der sozialen Infrastruktur der Kom munen 
zum Einsatz, um diese bei besonders schwieriger Haushaltslage zu unterstützen. 
Allerdings wurden bei der Umsetzung des Konjunkturpakets baukulturelle 
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Kriterien vielerorts außer Acht gelassen, da die Investitionen unter einem 
hohen Zeitdruck stattfanden. Auch ermöglichte die zusätzliche Förderung nur 
temporär eine stärkere Investitionstätigkeit. Insbesondere für technische 
Innovationen oder Experimente bleibt unter diesen Rahmenbe dingungen 
wenig Spielraum.

Kooperation Von daher spielen zivilgesellschaftliches Engagement und 
Kooperationsmodelle mit unterschiedlichen Akteuren für die Verwaltung  
eine zunehmend wichtige Rolle, um bei Stadtentwicklungs projekten entlastet 
zu werden. Eine klare politische Haltung zu Qualitätsmaßstäben und gestal-
terischen Vorgaben von Seiten der Politik und Verwaltung erleichtern dabei  
die Zusammenarbeit zwischen den Akteursgruppen und die Qualitätssicherung 
von Bauvorhaben. In der kommunalen Praxis scheint jedoch eine fehlende 
politische Rückendeckung zu Fragen der Baukultur oft der Auslöser für 
schwierige Aushandlungsprozesse zu sein. Denn 90 % der Städte und 
Gemeinden geben in diesem Zusammenhang an, dass eine Stärkung und 
Sensibilisierung der Politik (sehr) wichtig ist, wenn eine Verbesserung  
der Baukultur in der Kommune erreicht werden soll. Gleichermaßen wird in 
der kommunalen Praxis eine fehlende Sensibilität für bau kulturelle Fragen  
bei privaten Investoren konstatiert. Ebenfalls meinen 90 % der Kommunen, 
dass eine stärkere Bereitschaft bzw. ein größeres Interesse bei privaten 
Investoren sehr wichtig bzw. wichtig ist, wenn eine Verbesserung der Bau­
kultur in der Kommune erreicht werden soll. Die Zahlen lassen vermuten, 
dass die Kommunen häufig baukulturelle Kompromisse eingehen müssen, 
wenn private Investitionen beratend begleitet bzw. genehmigt werden. 

Um eine qualifizierte und zielführende Beratung von privaten Investoren 
zu gewährleisten, sind zunächst ausreichend personelle und fachliche 
Ressourcen in der Verwaltung unerlässlich. Nur mit eigenem Personal kann 
eine ertragreiche Zusammenarbeit gelingen, wie sie beispielsweise im 
Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ gefördert wird. Außerhalb von 
Förderprogrammen scheint die Zusammenarbeit mit verschiedenen privaten 
Akteurskreisen noch nicht fest in der kommunalen Praxis verankert zu sein. 
Hier ist noch viel ungenutztes Potenzial vorhanden. 

Synergien Vergegenwärtigt man sich den Mehrwert, der durch eine 
attraktive Stadtgestaltung entstehen kann, sollten Fragen der Baukultur in 
zahlreichen Akteurskreisen Anlass für Investitionen oder Kooperations  - 
modelle mit der Verwaltung sein. Schließlich halten knapp 76 % der befrag­ 
ten Städte und Gemeinden Baukultur für (sehr) wichtig mit Blick auf den 
Tourismus, 64 % für den Standortwettbewerb. Immerhin jede zweite Kom­
mune stuft die ökonomische Bedeutung von Baukultur als (sehr) wichtig für 
den Einzelhandel ein. Diese Synergieeffekte im Zuge einer Prioritäten setzung 
von Sanierungs- und Instandsetzungsinvestitionen für die kommunale 
Infrastruktur im Blick zu halten, ist dringend notwendig. Nur so können die 
umfangreichen Finanzmittel, die in den kommenden Jahren in die öffentliche 
Infrastruktur investiert werden müssen, tatsächlich zu einer nachhaltig 
verbesserten Qualität der gebauten Umwelt führen. 
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Gleichzeitigkeit ungleicher Entwicklungen

Wachsende und schrumpfende Städte/Gemeinden in Deutschland (2006 bis 2011)

Quelle: BBSR 2014
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sowie die Perforierung der vom demografischen Wandel bereits massiv 
betroffenen Städte haben Spielräume geschaffen. Die öffentliche Hand als 
Grundstückseigentümerin – von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BImA) bis zu den Kommunen – sollte sich diese Spielräume bewusst machen, 
denn die Nutzung durch alternative und kreative Gruppen kann zu wichtigen 
Impulsgebern für imagebildende Transformationsprozesse in Stadtteilen 
werden, die das kulturelle Selbstverständnis der Kommunen mit beeinflussen. 
Durch (Zwischen-)Erwerb von Brachflächen können vor allem auch Kommunen 
gezielt Impulse setzen und Entwicklungen planen bzw. steuern. Das Abwarten 
und gezielte Zulassen von Zwischennutzungen und Aneignungsprozessen 
sind von daher ein baukulturell sinnvolles und zu förderndes Thema, das durch 
seinen experimentellen Charakter viel Gestaltungspotenzial in sich trägt. 
Neue Nutzungen und Nutzergruppen können aber auch zu einer Verdrängung 
der ursprünglichen Bewohnerschaft (Gentrifizierung) führen. In schrumpfen-
den Städten und Regionen bieten brachgefallene Standorte vor allem die 
Chance, neue Freiraum qualitäten für die Einwohner zu schaffen.

Stadtentwicklung Allen Kommunen stellt sich mit Blick auf die aktuellen 
Herausforderungen gleichermaßen die Frage, welche Standorte und Quartiere 
zukunftsfähig im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung sind. Die dabei 
berührten Disziplinen, Synergien und Schnittstellen sind so weit verzweigt, dass 
baukulturelle Qualitäten nicht allein einzelne Fachressorts, sondern vielmehr 
alle städtischen Lebens- und Aufgabenbereiche berühren. Entsprechend 
erfolgt eine zunehmende Auseinandersetzung mit den vielfältigen Fragestel-
lungen der Zukunftsorientierung im Rahmen integrierter Entwicklungs- und 
Gestaltungsansätze, wie sie etwa in den Integrierten Stadtentwicklungskon-
zepten (ISEK, bzw. INSEK) Ausdruck finden. 

Herausforderungen für  
die Städte der Zukunft
Einflüsse und Handlungsfelder  
der Baukultur

Quelle: Bundesstiftung Baukultur 2014
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Behutsamkeit Die Ergänzung des vorgefundenen Bestandes durch  
Nachverdichtung oder Einpassung neuer Gebäude auf Ebene des Blocks  
oder des Quartiers muss behutsam erfolgen. Dabei geht es auch darum,  
die unterschiedlichen bestehenden und zu ergänzenden Nutzungen aufeinan-
der abzustimmen, um die Entstehung von Konflikten zu vermeiden oder 
zumindest zu minimieren. Neben der Analyse der Quartiersbedürfnisse sind, 
angepasst an Rahmenbedingungen und Umfang der Vorhaben, die recht-
zeitige Information, Aktivierung und Beteiligung der Quartiersbevölkerung, die 
ergebnisorientierte Moderation zwischen den unterschiedlichen Interessens-
lagen der beteiligten Akteure und die gemeinsame Erarbeitung von Lösungen 
von erheblicher Bedeutung für die Akzeptanz. 

Status quo und aktuelle Entwicklungen 

Gemischte innerstädtische Stadtquartiere sind keine statischen, sondern  
sich dynamisch wandelnde Sozialräume. Mischung ist damit vor allem das 
Ergebnis von Marktprozessen bzw. Aushandlungsprozessen innerhalb der 
Stadtgesellschaft, für das die gebaute Umwelt Angebote schaffen muss.

Wohnungsmarkt Die Wohnraumknappheit in den prosperierenden Städten 
hat zahlreiche Ursachen: Der Wohnungsneubau war seit Mitte der 1990er-
Jahre auf ein historisch niedriges Niveau gesunken und zieht erst in jüngster 
Zeit wieder an. Sowohl die Akteure am Wohnungsmarkt als auch viele Städte 
haben den Bedarf unterschätzt. Der seit 1950 von 14m² auf 45m² im Jahr 2013 
deutlich angestiegene durchschnittliche Wohnflächenverbrauch pro Kopf 
wirkt auf der Nachfrageseite als zusätzlicher Treiber bei der Verknappung von 
Wohnungen. Dies geht einher mit einer kontinuierlichen Zunahme von 
Ein-Personen-Haushalten in den Städten, die durchschnittliche Haushalts-
größe nimmt immer weiter ab. 

Zusätzlich wirken sich veränderte Rahmenbedingungen auf diese pro-
blematische Entwicklung einiger Teilmärkte aus. Dazu gehören insbesondere 
die Liberalisierung der Wohnungspolitik, der Rückzug des Bundes aus der 
Wohnungsbauförderung und die Privatisierung kommunaler bzw. im Besitz 
der öffentlichen Hand befindlicher Bestände. Abzulesen ist dies beispielhaft  
am „Abschmelzen“ der sozial gebundenen Wohnungsbestände mit Mietpreis- 
oder Belegungsbindungen: Ihr Bestand ist in Deutschland von rund drei  
Millionen Anfang des Jahres 1990 auf 1,66 Millionen Wohnungen in 2010 
gesunken. Dies entspricht einem Anteil von nur noch 4 % am Gesamtbestand 
der Wohnungen. Hierdurch werden die Steuerungsoptionen der Kommunen  
im Bereich der sozialen Wohnraumversorgung deutlich eingeschränkt.

Die Wohnraumknappheit wirkt sich auch auf die Immobilienpreise und  
das Mietpreisniveau aus. Laut Bundesbank haben die Kaufpreise für Wohnim-
mobilien im Jahr 2013 aufgrund der anhaltend hohen Nachfrage weiter 
erheblich zugenommen: In 125 untersuchten deutschen Städten betrug der 
durchschnittliche Anstieg 6,25 %, in den sieben größten Städten sogar 9 %. 
Insgesamt haben sich damit seit 2010 städtische Wohnimmobilien um 
mindestens ein Fünftel verteuert.

Ähnlich wie die Kaufpreisentwicklung nehmen auch die durchschnittlichen 
Mietpreise insbesondere in den Großstädten sowie in Städten, in denen eine 
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verstärkte Nachfrage durch Studenten herrscht, weiterhin deutlich zu. Die 
Neuvertragsmieten sind hier laut Deutschem Institut für Wirtschaftsforschung 
e. V. (DIW Berlin) im vergangenen Jahr um bis zu 9 % gestiegen. Verschärft  
wird die Mietpreisentwicklung zudem durch die Steigerung der Mietneben-
kosten, deren Anstieg in den vergangenen Jahren deutlich über dem der 
Nettomieten und den Lebenshaltungskosten lag. Laut BBSR sind die soge-
nannten warmen Nebenkosten seit 2005 um 25 % gestiegen. Die Mietpreis-
entwicklung weist aber ähnlich wie der Nachfragedruck teils erhebliche 
Schwankungen auf. In vielen Städten kann ein – teils auch räumliches –  
Nebeneinander von Leerstand und Nutzungsdruck festgestellt werden, wobei 
in der Regel die Nachfrage z. B. in innerstädtischen Quartieren höher als in 
Randlagen und in gründerzeitlichen Beständen höher als in Großsiedlungen 
der 1960er- und 1970er-Jahre ist. Unabhängig vom Nachfragedruck tragen 
weitere Entwicklungen, wie z. B. Investitionen in die energetische Gebäude-
sanierung und den altengerechten Umbau, zu steigenden Mietpreisen bei.

Gemischte Quartiere Gemischte Quartiere zeichnen sich durch eine 
ressourcenschonende Siedlungsweise mit wenig(er) Verkehr aus. Durch die 
wohnortnahe Versorgung und eine gute Erreichbarkeit sozialer Infrastruktur-
angebote werden Wege reduziert (Leitbild „Stadt der kurzen Wege“). Ihre 
Stärkung geht einher mit einer Reduzierung der Zersiedlung und des Flächen-
verbrauchs. Der Typ der „klassischen“ Gemengelage, bei dem das Neben-
einander von Wohnen und gewerblichen Nutzungen zu massiven Beeinträch-
tigungen bzw. gegenseitigen Beschränkungen führt, ist in deutschen Städten 
kaum noch anzutreffen. Veränderte Standortanforderungen der Gewerbe, 
Betriebsverlagerungen, geänderte und wohnverträglichere Produktions- und 
Arbeitsmethoden sowie die Tertiärisierung haben die Konfliktpotenziale 
reduziert. Die große Mehrheit der befragten Bürger fühlt sich von den stören­
den Effekten, die mit lebendigen Stadtteilen einhergehen – mit Ausnahme  
des Verkehrslärms –, nicht beeinträchtigt. 

Der Trend einer Reurbanisierung seit Ende der 1990er-Jahre ist vor allem 
auf die Vorteile des innerstädtischen Wohnens zurückzuführen: Anreize bilden 
u. a. die Dichte der sozialen Infrastruktur, kurze Wege zwischen Arbeitsort, 
Kinderbetreuungseinrichtungen und Wohnung, steigende Mobilitäts kosten, 
Veränderung der Wohnwünsche oder auch die zunehmende Überschneidung 
von Erwerbstätigkeit und privatem Lebensbereich. Für immerhin 96 % der 
befragten Bürger ist eine gute Erreichbarkeit von Infrastruktur einrichtungen 
und für 70 % ein lebendiges Stadtviertel bzw. ein Ortskern mit kleinen  
Geschäften und Gaststätten (sehr) wichtig. 

Nach einer 2013 vom GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e. V. durchgeführten Untersuchung werden sich  
die Wohnmodelle in Zukunft weiter ausdifferenzieren und vielfältiger werden. 
Ökologie, Nachhaltigkeit, Gesundheit und Ausgeglichenheit, die Wohnung  
als Ruhepol gewinnen als Lebensentwurf an Relevanz. Vor dem Hintergrund 
eines Interesses an Naturnähe und dem gleichzeitigen Wunsch, in zentralen 
innerstädtischen Lagen zu wohnen, nimmt auch die Bedeutung der frei-
raumbezogenen Qualitäten des Wohnstandorts mit Freiflächen, Garten, 
Balkon oder Terrasse zu. Auch das Vorhandensein von „Aneignungsflächen“ 
und Möglichkeiten der Selbstentfaltung städtischer Kultur werden zuneh-
mend nachgefragt. Die Untersuchung des GdW stellt auch fest, dass die  
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angebote werden Wege reduziert (Leitbild „Stadt der kurzen Wege“). Ihre 
Stärkung geht einher mit einer Reduzierung der Zersiedlung und des Flächen-
verbrauchs. Der Typ der „klassischen“ Gemengelage, bei dem das Neben-
einander von Wohnen und gewerblichen Nutzungen zu massiven Beeinträch-
tigungen bzw. gegenseitigen Beschränkungen führt, ist in deutschen Städten 
kaum noch anzutreffen. Veränderte Standortanforderungen der Gewerbe, 
Betriebsverlagerungen, geänderte und wohnverträglichere Produktions- und 
Arbeitsmethoden sowie die Tertiärisierung haben die Konfliktpotenziale 
reduziert. Die große Mehrheit der befragten Bürger fühlt sich von den stören­
den Effekten, die mit lebendigen Stadtteilen einhergehen – mit Ausnahme  
des Verkehrslärms –, nicht beeinträchtigt. 

Der Trend einer Reurbanisierung seit Ende der 1990er-Jahre ist vor allem 
auf die Vorteile des innerstädtischen Wohnens zurückzuführen: Anreize bilden 
u. a. die Dichte der sozialen Infrastruktur, kurze Wege zwischen Arbeitsort, 
Kinderbetreuungseinrichtungen und Wohnung, steigende Mobilitäts kosten, 
Veränderung der Wohnwünsche oder auch die zunehmende Überschneidung 
von Erwerbstätigkeit und privatem Lebensbereich. Für immerhin 96 % der 
befragten Bürger ist eine gute Erreichbarkeit von Infrastruktur einrichtungen 
und für 70 % ein lebendiges Stadtviertel bzw. ein Ortskern mit kleinen  
Geschäften und Gaststätten (sehr) wichtig. 

Nach einer 2013 vom GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e. V. durchgeführten Untersuchung werden sich  
die Wohnmodelle in Zukunft weiter ausdifferenzieren und vielfältiger werden. 
Ökologie, Nachhaltigkeit, Gesundheit und Ausgeglichenheit, die Wohnung  
als Ruhepol gewinnen als Lebensentwurf an Relevanz. Vor dem Hintergrund 
eines Interesses an Naturnähe und dem gleichzeitigen Wunsch, in zentralen 
innerstädtischen Lagen zu wohnen, nimmt auch die Bedeutung der frei-
raumbezogenen Qualitäten des Wohnstandorts mit Freiflächen, Garten, 
Balkon oder Terrasse zu. Auch das Vorhandensein von „Aneignungsflächen“ 
und Möglichkeiten der Selbstentfaltung städtischer Kultur werden zuneh-
mend nachgefragt. Die Untersuchung des GdW stellt auch fest, dass die  
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erfassten Baugebieten wurden demnach nur ca. 150 – also lediglich 2,5 % – 
als gemischt geplante Flächen identifiziert. Vor dem Hintergrund, dass in der 
Struktur der Gebietstypen nach Baunutzungsverordnung nicht nur im Misch-
gebiet (MI), sondern auch im Besonderen Wohngebiet (WB) und im Allgemei-
nen Wohngebiet (WA) prinzipiell Nutzungsmischungen von Gewerbe und 
Wohnen zulässig sind, bleibt offen, wie groß die tatsächliche Anzahl gemischter 
Nutzungen bei neu ausgewiesenen Bauflächen ist. Bei der Planung neuer 
gemischter Quartiere wirken sich vor allem die in der Regel mono funktional 
ausgerichteten Verwertungsinteressen sowie die Strukturveränderungen  
im Einzelhandel erschwerend aus. Mit Blick auf die kommunale Praxis wird u. a.  
im Rahmen einer aktuellen Untersuchung des Difu deutlich, dass sich trotz 
Ausweisung als Mischgebiet faktisch meistens weitgehend monofunktionale 
Wohngebiete entwickeln.

Konflikte Die Untersuchung des Difu hat auch gezeigt, dass Kommunen  
bei der Planung in lärmvorbelasteten Gebieten (Verkehrslärm, Gewerbelärm) 
vor allem mit den hohen Anforderungen an den Lärmschutz zu kämpfen 
haben. Die Kommunen benennen vor allem Nutzungskonflikte in gemischten 
Quartieren als Anlass für Spannungen, gefolgt von Gestaltungsdefiziten  
und Immissionen. Lärmbelästigungen in nutzungsgemischten Quartieren sind 
bei einer Umstellung der Anforderungen von Außen- auf Innenschallpegel 
zwar durch technische Vorkehrungen wie dem in Hamburg entwickelten 
HafenCity-Fenster, lärmabsorbierenden Baumaterialien, Schallschutzwänden 
oder Lärmschutzbebauungen lösbar. Allerdings können solche Lösungen  
auch zu Lasten der gestalterischen Qualität des öffentlichen Raums gehen. 
Daher gibt es seit den 1990er-Jahren eine Debatte um eine Flexibilisierung 
des Lärmschutzes; auch der 5. Deutsche Baugerichtstag wird sich damit 
befassen. Forderungen nach einer grundlegenden Reform der Baunutzungs-
verordnung mit dem Ziel einer erleichterten Nutzungsmischung haben sich 
nach der Studie des Difu jedoch als nicht zielführend erwiesen.

Eine Reihe von Beispielen (u. a. im Rahmen der Baukulturwerkstätten  
2014 der Stiftung) macht deutlich, dass soziale wie auch funktionale Nutzungs-
mischung durch Nachverdichtung erzeugt werden kann. Die Erhöhung der 
Dichte ohne Qualitätszuwachs hat oft jedoch nur eine geringe Akzeptanz bei 
der ansässigen Bevölkerung. So benennt knapp die Hälfte der Kommunen 
Nachverdichtung als ein weiteres aktuelles Konfliktthema. Dabei geht es 
insbesondere um den Verlust von Freiflächen und -räumen, Veränderung von 
baulichen Gegeben heiten (Belichtung, Aussicht etc.), Angst vor Verdrängung 
sowie Befürchtungen der Zunahme der Bevölkerungsdichte. Eine standort-
angepasste und behutsam umgesetzte Nachverdichtung bietet dagegen 
erhebliche Chancen, die Qualifizierung von Siedlungen der Nachkriegsmoderne, 
die Mischung von (altersangepassten) Wohnformen oder auch die soziale 
Mischung zu fördern. Dabei kommt der Information und Einbindung der  
ansässigen Bevölkerung eine zentrale Rolle zu.

Soziale Mischung, Gentrifizierung und Segregation Insgesamt ist der 
Begriff der sozialen Mischung heute positiv konnotiert und zentrales Politikziel 
geworden. Soziale Mischung in Stadtquartieren wird als Alternativmodell  
zum wachsenden Auseinanderdriften der Stadtgesellschaften gesehen. Ent- 
sprechende Ansätze finden sich auch in rechtlichen Rahmensetzungen, die  

Funktionale Mischung 
unter schwierigen 
Rahmenbedingungen – 
Wohnen und Arbeiten

Pendlerwege 
werden länger
Anteil der Berufs- und Ausbildungspendler
mit einer Wegstrecke unter 10 km 

57,7%
55,2%

1996 2012

13,4%

11,7%

2005 2012

-2,5%

-1,7%

4.1a

Reale Arbeitsstätte 
statt Homeoffice
Anteil der Erwerbstätigen, die hauptsächlich
oder manchmal von zu Hause arbeiten

Quelle: Destatis 2009 & 2013



Funktionale Mischung  
unter schwierigen  
Rahmenbedingungen  
Wohnen und Arbeiten
Quelle: Destatis 2009 und 2013

Reale Arbeitsstätte statt Homeoffice

Anteil der Erwerbstätigen, die hauptsäch-
lich oder manchmal von zu Hause arbeiten

70

erfassten Baugebieten wurden demnach nur ca. 150 – also lediglich 2,5 % – 
als gemischt geplante Flächen identifiziert. Vor dem Hintergrund, dass in der 
Struktur der Gebietstypen nach Baunutzungsverordnung nicht nur im Misch-
gebiet (MI), sondern auch im Besonderen Wohngebiet (WB) und im Allgemei-
nen Wohngebiet (WA) prinzipiell Nutzungsmischungen von Gewerbe und 
Wohnen zulässig sind, bleibt offen, wie groß die tatsächliche Anzahl gemischter 
Nutzungen bei neu ausgewiesenen Bauflächen ist. Bei der Planung neuer 
gemischter Quartiere wirken sich vor allem die in der Regel mono funktional 
ausgerichteten Verwertungsinteressen sowie die Strukturveränderungen  
im Einzelhandel erschwerend aus. Mit Blick auf die kommunale Praxis wird u. a.  
im Rahmen einer aktuellen Untersuchung des Difu deutlich, dass sich trotz 
Ausweisung als Mischgebiet faktisch meistens weitgehend monofunktionale 
Wohngebiete entwickeln.

Konflikte Die Untersuchung des Difu hat auch gezeigt, dass Kommunen  
bei der Planung in lärmvorbelasteten Gebieten (Verkehrslärm, Gewerbelärm) 
vor allem mit den hohen Anforderungen an den Lärmschutz zu kämpfen 
haben. Die Kommunen benennen vor allem Nutzungskonflikte in gemischten 
Quartieren als Anlass für Spannungen, gefolgt von Gestaltungsdefiziten  
und Immissionen. Lärmbelästigungen in nutzungsgemischten Quartieren sind 
bei einer Umstellung der Anforderungen von Außen- auf Innenschallpegel 
zwar durch technische Vorkehrungen wie dem in Hamburg entwickelten 
HafenCity-Fenster, lärmabsorbierenden Baumaterialien, Schallschutzwänden 
oder Lärmschutzbebauungen lösbar. Allerdings können solche Lösungen  
auch zu Lasten der gestalterischen Qualität des öffentlichen Raums gehen. 
Daher gibt es seit den 1990er-Jahren eine Debatte um eine Flexibilisierung 
des Lärmschutzes; auch der 5. Deutsche Baugerichtstag wird sich damit 
befassen. Forderungen nach einer grundlegenden Reform der Baunutzungs-
verordnung mit dem Ziel einer erleichterten Nutzungsmischung haben sich 
nach der Studie des Difu jedoch als nicht zielführend erwiesen.

Eine Reihe von Beispielen (u. a. im Rahmen der Baukulturwerkstätten  
2014 der Stiftung) macht deutlich, dass soziale wie auch funktionale Nutzungs-
mischung durch Nachverdichtung erzeugt werden kann. Die Erhöhung der 
Dichte ohne Qualitätszuwachs hat oft jedoch nur eine geringe Akzeptanz bei 
der ansässigen Bevölkerung. So benennt knapp die Hälfte der Kommunen 
Nachverdichtung als ein weiteres aktuelles Konfliktthema. Dabei geht es 
insbesondere um den Verlust von Freiflächen und -räumen, Veränderung von 
baulichen Gegeben heiten (Belichtung, Aussicht etc.), Angst vor Verdrängung 
sowie Befürchtungen der Zunahme der Bevölkerungsdichte. Eine standort-
angepasste und behutsam umgesetzte Nachverdichtung bietet dagegen 
erhebliche Chancen, die Qualifizierung von Siedlungen der Nachkriegsmoderne, 
die Mischung von (altersangepassten) Wohnformen oder auch die soziale 
Mischung zu fördern. Dabei kommt der Information und Einbindung der  
ansässigen Bevölkerung eine zentrale Rolle zu.

Soziale Mischung, Gentrifizierung und Segregation Insgesamt ist der 
Begriff der sozialen Mischung heute positiv konnotiert und zentrales Politikziel 
geworden. Soziale Mischung in Stadtquartieren wird als Alternativmodell  
zum wachsenden Auseinanderdriften der Stadtgesellschaften gesehen. Ent- 
sprechende Ansätze finden sich auch in rechtlichen Rahmensetzungen, die  

Funktionale Mischung 
unter schwierigen 
Rahmenbedingungen – 
Wohnen und Arbeiten

Pendlerwege 
werden länger
Anteil der Berufs- und Ausbildungspendler
mit einer Wegstrecke unter 10 km 

57,7%
55,2%

1996 2012

13,4%

11,7%

2005 2012

-2,5%

-1,7%

4.1a

Reale Arbeitsstätte 
statt Homeoffice
Anteil der Erwerbstätigen, die hauptsächlich
oder manchmal von zu Hause arbeiten

Quelle: Destatis 2009 & 2013



Funktionale Mischung  
unter schwierigen  
Rahmenbedingungen  
Wohnen und Arbeiten
Quelle: Destatis 2009 und 2013

Reale Arbeitsstätte statt Homeoffice

Anteil der Erwerbstätigen, die hauptsäch-
lich oder manchmal von zu Hause arbeiten

70

erfassten Baugebieten wurden demnach nur ca. 150 – also lediglich 2,5 % – 
als gemischt geplante Flächen identifiziert. Vor dem Hintergrund, dass in der 
Struktur der Gebietstypen nach Baunutzungsverordnung nicht nur im Misch-
gebiet (MI), sondern auch im Besonderen Wohngebiet (WB) und im Allgemei-
nen Wohngebiet (WA) prinzipiell Nutzungsmischungen von Gewerbe und 
Wohnen zulässig sind, bleibt offen, wie groß die tatsächliche Anzahl gemischter 
Nutzungen bei neu ausgewiesenen Bauflächen ist. Bei der Planung neuer 
gemischter Quartiere wirken sich vor allem die in der Regel mono funktional 
ausgerichteten Verwertungsinteressen sowie die Strukturveränderungen  
im Einzelhandel erschwerend aus. Mit Blick auf die kommunale Praxis wird u. a.  
im Rahmen einer aktuellen Untersuchung des Difu deutlich, dass sich trotz 
Ausweisung als Mischgebiet faktisch meistens weitgehend monofunktionale 
Wohngebiete entwickeln.

Konflikte Die Untersuchung des Difu hat auch gezeigt, dass Kommunen  
bei der Planung in lärmvorbelasteten Gebieten (Verkehrslärm, Gewerbelärm) 
vor allem mit den hohen Anforderungen an den Lärmschutz zu kämpfen 
haben. Die Kommunen benennen vor allem Nutzungskonflikte in gemischten 
Quartieren als Anlass für Spannungen, gefolgt von Gestaltungsdefiziten  
und Immissionen. Lärmbelästigungen in nutzungsgemischten Quartieren sind 
bei einer Umstellung der Anforderungen von Außen- auf Innenschallpegel 
zwar durch technische Vorkehrungen wie dem in Hamburg entwickelten 
HafenCity-Fenster, lärmabsorbierenden Baumaterialien, Schallschutzwänden 
oder Lärmschutzbebauungen lösbar. Allerdings können solche Lösungen  
auch zu Lasten der gestalterischen Qualität des öffentlichen Raums gehen. 
Daher gibt es seit den 1990er-Jahren eine Debatte um eine Flexibilisierung 
des Lärmschutzes; auch der 5. Deutsche Baugerichtstag wird sich damit 
befassen. Forderungen nach einer grundlegenden Reform der Baunutzungs-
verordnung mit dem Ziel einer erleichterten Nutzungsmischung haben sich 
nach der Studie des Difu jedoch als nicht zielführend erwiesen.

Eine Reihe von Beispielen (u. a. im Rahmen der Baukulturwerkstätten  
2014 der Stiftung) macht deutlich, dass soziale wie auch funktionale Nutzungs-
mischung durch Nachverdichtung erzeugt werden kann. Die Erhöhung der 
Dichte ohne Qualitätszuwachs hat oft jedoch nur eine geringe Akzeptanz bei 
der ansässigen Bevölkerung. So benennt knapp die Hälfte der Kommunen 
Nachverdichtung als ein weiteres aktuelles Konfliktthema. Dabei geht es 
insbesondere um den Verlust von Freiflächen und -räumen, Veränderung von 
baulichen Gegeben heiten (Belichtung, Aussicht etc.), Angst vor Verdrängung 
sowie Befürchtungen der Zunahme der Bevölkerungsdichte. Eine standort-
angepasste und behutsam umgesetzte Nachverdichtung bietet dagegen 
erhebliche Chancen, die Qualifizierung von Siedlungen der Nachkriegsmoderne, 
die Mischung von (altersangepassten) Wohnformen oder auch die soziale 
Mischung zu fördern. Dabei kommt der Information und Einbindung der  
ansässigen Bevölkerung eine zentrale Rolle zu.

Soziale Mischung, Gentrifizierung und Segregation Insgesamt ist der 
Begriff der sozialen Mischung heute positiv konnotiert und zentrales Politikziel 
geworden. Soziale Mischung in Stadtquartieren wird als Alternativmodell  
zum wachsenden Auseinanderdriften der Stadtgesellschaften gesehen. Ent- 
sprechende Ansätze finden sich auch in rechtlichen Rahmensetzungen, die  

Funktionale Mischung 
unter schwierigen 
Rahmenbedingungen – 
Wohnen und Arbeiten

Pendlerwege 
werden länger
Anteil der Berufs- und Ausbildungspendler
mit einer Wegstrecke unter 10 km 

57,7%
55,2%

1996 2012

13,4%

11,7%

2005 2012

-2,5%

-1,7%

4.1a

Reale Arbeitsstätte 
statt Homeoffice
Anteil der Erwerbstätigen, die hauptsächlich
oder manchmal von zu Hause arbeiten

Quelle: Destatis 2009 & 2013



Funktionale Mischung  
unter schwierigen  
Rahmenbedingungen  
Wohnen und Arbeiten
Quelle: Destatis 2009 und 2013

Reale Arbeitsstätte statt Homeoffice

Anteil der Erwerbstätigen, die hauptsäch-
lich oder manchmal von zu Hause arbeiten
© Bundesstiftung Baukultur, Design: Heimann und Schwantes



71

für die Stadtentwicklung von Bedeutung sind. So fordern § 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) und § 6 des Wohnraumförderungsgesetzes (WoFG) „ausge-
wogene“ bzw. „sozial stabile Bewohnerstrukturen“.

Die Immobilien- und Mietpreisentwicklung kann aber zu einer Homo-
genisierung und damit Entmischung bestimmter nachgefragter Standorte 
beitragen. Diese Tendenz wird zusätzlich verstärkt, da aufgrund der Rendite-
erwartungen in vielen Städten Mietwohnungen in Eigentumswohnungen 
umgewandelt werden – in der Regel geht dies mittelfristig mit der Verdrän-
gung der bisherigen Bewohner einher. Unter Gentrifizierung versteht man  
in der aktuellen Forschungsdebatte eine mehrstufige Entwicklung: Der Zuzug 
von Haushalten mit höheren Einkommen in die innerstädtischen Viertel trägt 
anfangs zu einer stärkeren Diversifikation (Mischung) bei. Ein bis dahin meist 
vernachlässigter Stadtteil wird zunächst „unterstützt“ durch die Veränderung 
der ökonomischen und sozialen Zusammensetzung der Quartiersbevölkerung. 
Werden bei dieser Entwicklung allerdings einkommensschwächere Bevölke-
rungsgruppen, die mit den nachfragebedingten steigenden Mieten nicht 
mithalten können, in andere Quartiere verdrängt, so können Tendenzen sozialer 
und ökonomischer Segregation verstärkt werden. Dieser Prozess bleibt nicht 
ohne Einfluss auf das Wohnumfeld, dessen Charakter und Atmosphäre sich 
nach und nach ändert.

Vor dem Hintergrund einer wachsenden Ungleichheit bei Einkommen  
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derzeit 8,6 % aus. Dass die Zunahme von Grün- und Freiflächen zu einer 
höheren Lebensqualität in den Städten führt, spiegelt sich auch in der Zufrie-
denheit der Bevölkerung wider. Immerhin 92 % der Bevölkerung sind  
(sehr) zufrieden mit der Nähe zu großen Parks und der Natur in ihrem Wohn­
umfeld. Doch mit Blick auf eine deutschlandweit insgesamt zu hohe Flächen-
inanspruchnahme wird es zunehmend wichtiger, neue Erholungsflächen 
innerhalb des bestehenden Siedlungszusammenhangs zu schaffen. Das Leit- 
bild der doppelten Innenentwicklung, bei dem Flächenreserven im Siedlungs-
bestand nicht nur baulich, sondern auch mit Blick auf urbanes Grün entwickelt 
werden, gewinnt somit immer mehr an Bedeutung.

 
Städtisches Grün ist zudem integrierter Bestandteil vieler Stadtentwick-

lungskonzepte. Wesentlicher Leitgedanke ist dabei u. a. die Vernetzung von 
Grünräumen. Kleinteilige, wohnortnahe Grünräume und Parks werden 
systematisch innerhalb des Siedlungsbestandes sowie mit übergeordneten 
Landschaftsräumen am Rande der Stadt verknüpft. Das schafft sowohl einen 
Mehrwert für den Naturschutz und die Biodiversität als auch für die nut-
zungsintensive Erholungsfunktion, indem neue, attraktive Wegeverbindungen 
für Fuß- und Radverkehr erschlossen werden. 

Baukulturell ist öffentliches urbanes Grün auch deshalb von großer 
Bedeutung, weil es für ein spannungsvolles Wechselspiel zwischen Bebauung 
und Landschaft sorgt. Gleichzeitig trägt es zur Gestaltung, Raumbildung und 
Aufwertung konkreter Standorte bei und generiert damit zahlreiche Synergien: 
Grünräume werten das Wohnumfeld auf und wirken sich als weicher Faktor auf 
Standort- und Investitionsentscheidungen aus. Davon profitieren auch der 
Boden- und der Immobilienmarkt. Nach einer Studie der TU Dortmund erhöhen 
einzelne Freiraumparameter je nach Funktion, Ausstattungsmerkmal und 
räumlichem Gesamtzusammenhang den Bodenrichtwert um 5 bis 10 %, unter 
spezifischen Bedingungen auch um bis zu 20 % und mehr. 

Einen wichtigen Baustein urbaner, auch klimatisch wirksamer Erholungs-
fläche stellen Gewässer dar. Städte erkennen innerstädtische Flüsse, Seen  
und Wasseranlagen zunehmend als Potenzial und integrieren sie neu in das 
Stadtbild. Ob die Renaturierung von kanalisierten und verrohrten Gewässer-
läufen oder die Entwicklung von Uferzonen als Erholungsräume, die Platzge-
staltung mit Wasser – Kommunen nutzen das Element Wasser für umfassende 
urbane Strategien. Neue Stadtteile wie die HafenCity Hamburg wählen den 
Wasserbezug für die Adressbildung, in Saarbrücken ist das Projekt „Stadtmitte 
am Fluss“ zentrales Leitprojekt der aktuellen Stadtentwicklung. 

Dem Grün im öffentlichen Raum kommt zudem eine bauhistorische 
Bedeutung zu: stadtgeschichtliche Epochen lassen sich an Parkanlagen, 
Wällen und weiteren Gartendenkmalen ablesen und verleihen der Stadt damit 
lokale Identität. Entsprechend bilden sowohl die Grünpflege als auch die 
Grüngestaltung eine wichtige Grundlage für qualitätvolle öffentliche Räume. 
Diese Einschätzung wird von einer großen Mehrheit der Kom munen geteilt. 

Die Kehrseite bei der Erweiterung und Qualifizierung des Grünflächen-
anteils in der Stadt ist jedoch der damit einhergehende Pflege- und Unter-
haltungsaufwand. Angesichts der strukturellen Unterfinanzierung vieler 
Kommunen haben das Erscheinungsbild, aber auch die Funktionsfähigkeit 
und nicht zuletzt die Sicherheit in öffentlichen Grünanlagen und Parks zum  
Teil bereits erkennbar Schaden genommen. 

5.4

Grün macht glücklich

Anteil der Befragten, die mit Natur und Grün eine 
positive oder sehr positive Wirkung verbinden:
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wenn eine enge Koopera tion zwischen Eigentümer und öffentlicher Hand 
erfolgt. Auch der umgekehrte Weg der Nutzung privater Flächen durch die 
Öffentlichkeit ist möglich, wenn beispielsweise wie bei der Neuplanung  
des Einkaufscenters Arneken Galerie in Hildesheim öffentliche Wegerechte 
auf privaten Flächen über städtebauliche Verträge gesichert werden. 

Der öffentliche Raum wird auch zunehmend für temporäre kommerzielle 
Veranstaltungen genutzt. Bereits im Jahr 2000 hat der Bund Deutscher 
Architekten Köln bei einem „Montagsgespräch“ dargelegt, dass im öffentlichen 
Raum der Stadt dreimal mehr öffentliche Veranstaltungen, Konzerte und 
Feste stattfanden als im Jahr 1985. In der Zwischenzeit ist die Festivalisierung 
zu einem festen Bestandteil kommunaler Veranstaltungsplanung geworden. 
Öffentliche Events führen immer zu temporären Funktionsverlusten sowie zu 
hohen Belastungen der Anwohner. Dies verursacht unweigerlich Nutzungs-
konflikte: sei es, dass lärmintensive Nutzungen andere Nutzungsarten aus- 
grenzen bzw. nicht möglich machen, sei es, dass die Attraktivität aufgrund von 
Vermüllung zeitweise abnimmt. Einen dauerhaften Konflikt für den öffentli-
chen Raum durch temporäre Festivitäten sieht jedoch kaum eine Kommune. 
Nur knapp 16 % beurteilen Veranstaltungen im öffentlichen Raum als 
problematisch. 

Verkehrsflächen Öffentlicher Raum ist zu großen Teilen Straßenraum.  
Im Streckenvergleich entfällt der größte Anteil der Verkehrswege auf Gemein-
destraßen. Viele der innerstädtischen Verkehrsachsen und -verbindungen 
wurden in der Nachkriegszeit, insbesondere in den 1960er-Jahren, angelegt 
bzw. ausgebaut. Dem damaligen Leitbild der „Autogerechten Stadt“ lag  
jedoch ein weitaus geringeres Verkehrsaufkommen zu Grunde. So ist beispiels-
weise in München die Pkw-Dichte zwischen 1959 und 2010 von 11,4  
Fahrzeugen auf 432 Fahrzeuge pro 1.000 Einwohner gestiegen. Der ent-
sprechend dominante, flächenintensive Motorisierungsgrad, aber auch 
Verkehrslärm und Luftschadstoffe wirken sich belastend auf die angrenzen-
den Wohngebäude aus und schränken die Aufenthaltsqualität für Fußgänger 
ein. Von der Bevölkerung wird der Verkehrslärm an allererster Stelle als 
Konflikt im Wohnumfeld benannt, gefolgt von Abgasen.

Bereits am Anfang der behutsamen Stadterneuerung in den 1970er-  
und 1980er-Jahren wurde damit begonnen, den Straßenraum in den inner-
städtischen Wohnquartieren für andere Funktionen zurückzugewinnen. 
Flächenhafte Verkehrsberuhigung, Parkraumbewirtschaftung und Spielstraßen 
haben zu einer erheblichen Verbesserung der Qualität des öffentlichen 
Straßenraums geführt. Doch der weiterhin hohe Anteil der im privaten Auto 
zurückgelegten Wege bleibt als generelle Belastung erhalten und birgt  
auch künftig Konfliktpotenzial für den öffentlichen Raum. In der Bevölkerung 
besteht zumindest der Wunsch, das eigene Wohnumfeld von diesen  
Kon flikten freizuhalten. Jeder Zweite (51 %) möchte, dass das Wohngebiet 
verkehrs beruhigt oder sogar autofrei ist. 

Aktuell sind vor allem die Hauptverkehrsstraßen in der Diskussion. Sie 
erweisen sich aufgrund ihrer Dimensionierung, aber auch wegen des hohen 
Verkehrsaufkommens häufig als Barriere im öffentlichen Raum. Um neue 
Aufenthaltsqualitäten an stark beeinträchtigten Standorten zu schaffen, 
reagieren viele Städte mittlerweile mit dem Rückbau mehrspuriger Fahrbahnen 
zugunsten großzügiger Fußgängerbereiche oder mit Platzaufweitungen  



5.5

Umfangreicher Bestand 
an Gemeindestraßen

Länge der verschiedenen 
Verkehrsinfrastrukturen
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sondern verlaufen unterirdisch. Auch hier ist ein zunehmender Investitions- 
und Modernisierungsbedarf bekannt, der sich auf den öffentlichen Raum 
auswirkt bzw. durch Maßnahmen im öffentlichen Raum aufgefangen werden 
kann. So werden beispielsweise die Entwässerungssysteme den gewachsenen 
Anforderungen zunehmender Fälle von Starkregen oft nicht mehr gerecht. 
Hier liegt die Lösung meist nicht in der größeren Dimensionierung der Misch-
kanalisation, sondern im dezentralen Auffangen und Versickern. In neu 
geplanten Siedlungsbereichen bilden Versickerungsflächen für Regenwasser 
schon seit geraumer Zeit einen wichtigen Baustein der Gestaltungskonzepte. 
In bestehenden innerstädtischen Lagen sind angesichts der zu erwartenden 
Starkwetterereignisse neue innovative Lösungen gefragt.

Mit Blick auf den Klimawandel sind in den Kommunen erhebliche  
Anstrengungen für einen verbesserten Hochwasserschutz erforderlich. Allein 
in Bayern werden nach Angaben der Bauindustrie bis 2020 jährlich durch-
schnittlich 115 Millionen Euro für den Hochwasserschutz an der Donau und 
im Maingebiet notwendig sein. Gemessen am Gesamtschaden von rund 12,5 
Milliarden Euro, den Überschwemmungen in Deutschland zwischen 2002 und 
2010 verursacht haben, sind Investitionen in den Präventivschutz jedoch gut 
investiertes Geld. Baukulturell bieten diese Investitionen wertvolle Synergie-
effekte, wenn sie mit Maßnahmen für eine attraktive Uferzonengestaltung und 
damit eine Aufwertung des öffentlichen Raums verbunden werden. 

Der Klimawandel wird zudem umfangreiche Investitionen in die Energie-
infrastruktur nötig machen. Bis 2020 sollen Windräder fast doppelt so viel 
Strom erzeugen wie heute. Um den Strom verfügbar zu machen, benötigt 
Deutschland laut Bundesregierung ebenfalls bis zum Jahr 2020 4.500 Kilo- 
meter neue Übertragungsnetze mit 220 oder 380 Kilovolt Höchstspannung –  
zusätzlich zu den derzeit ca. 35.000 Kilometern Höchstspannungsleitungen.  
In Ballungsräumen steht dafür wenig Platz zur Verfügung, so dass die Strom-, 
Gas- und Fernwärmeleitungen meist unterirdisch verlegt sind. Abgesehen  
von der Zunahme technischer Vorkehrungen zur Gewinnung von Solarenergie 
wird sich die Energiewende optisch also überwiegend in peripheren Lagen  
und ländlichen Regionen verorten und in erster Linie den Landschaftsraum 
Deutschlands in seinem Erscheinungsbild stark verändern.

Spielräume und Potenziale 

Qualitätvolle städtische Räume entstehen nur durch gezieltes Engagement – 
sowohl von Seiten der Kommune, als auch durch private Akteure und die 
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sondern verlaufen unterirdisch. Auch hier ist ein zunehmender Investitions- 
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Entscheidungen haben. Eine hohe Teilnehmerzahl an Prozessen der Planung 
ist nicht per se ein Garant für gute Planungskultur, und nicht jede Planungs-
entscheidung muss von allen gemeinsam getroffen werden. Auch sind nicht 
alle Themen „beteiligungsgeeignet“. Bestimmte Fachkompetenzen können 
nicht aus der Hand gegeben werden – vielmehr gilt es, aus fachlicher Sicht den 
Rahmen zu definieren, innerhalb dessen Beteiligung möglich ist. Ziel muss  
es sein, dass Entscheidungsbedarfe und Beteiligungsangebote im Planungs-
prozess zeitlich und inhaltlich synchronisiert sind. 

Nutzung und Aneignung – „Phase Zehn“ Nach den Leistungsphasen 1 
(Grundlagenermittlung) bis 9 (Dokumentation) nach der HOAI kommt die 
„Phase Zehn“, denn Baukultur endet nicht mit dem gebauten Objekt. Die 
spätere Nutzung des Gebauten ist auch ein Teil des baukulturellen Aushand-
lungsprozesses, denn Konflikte entstehen häufig, weil der spätere Gebrauch 
im Planungsprozess nicht weitreichend genug antizipiert oder zu einseitig 
gewichtet wurde. Sinnvoll sind in diesem Zusammenhang die Evaluation 
durchgeführter Vorhaben und die Optimierung von Ergebnissen. Hierfür sollte 
es Budgets oder Rücklagen für Anpassungen im Betrieb geben, auch mit  
dem Ziel des Lernens für den nächsten Schritt und das nächste Projekt. 
Baukultur zeigt sich auch darin, nicht alles zu determinieren und Raum für 
Entwicklung zu bieten. Möglichkeitsräume zu lassen, macht öffentliche 
Räume wie auch private Bauvorhaben robust gegenüber sich wandelndem 
Nutzerverhalten und erleichtert Aneignung und Identifikation. 

„Phase Zehn“
Betrieb
Bewirtschaftung

„Phase Null“
Voruntersuchungen 
Vordenken, Projektdefinition
Beteiligung, Verhandeln

Leistungsphase 6–9
Umsetzung

Leistungsphase 1–5
Planung

Ergänzung der Leistungs­
phasen nach der HOAI  
durch „Phase Null“ und 
„Phase Zehn“
Quelle: Bundesstiftung Baukultur 2014
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Laut der Bevölkerungsumfrage sehen die Bürger momentan die Verantwortung 
für Verzögerungen in Bau­ und Planungsprojekten an erster Stelle bei den 
zuständigen Politikern. Bürgerschaftliche Protestbewegungen gegen große 
öffentliche Bauvorhaben werden dagegen eher als Korrektiv wahrgenommen, 
nur 28 % der Bevölkerung halten sie für verantwortlich für Verzögerungen.  
In vielen Initiativen und breitenwirksamen Diskussionen werden nicht nur eine 
frühere Beteiligung sowie transparentere und offenere Verfahren gefordert, 
sondern auch wirkliche inhaltliche Mitbestimmung.

Insbesondere beim Themenfeld der Beteiligung wird die Qualität  
des Verfahrens essenziell, wenn sie nicht zum reinen „Particitainment“ werden  
soll, d.h. zum wirkungslosen Selbstzweck einer Inszenierung von Teilhabe. 
„Beteiligung“ ist zunächst ein offener Begriff, mit dem häufig auch Prozesse 
bezeichnet werden, die vornehmlich der Informationsvermittlung dienen.  
Jede Beteiligungsform erfordert eine tatsächliche und offen kommunizierte 
sichtbare Einflussmöglichkeit auf relevante Entscheidungen. Ist dies nicht 
gegeben, kann Partizipation Frustration auslösen. Mit dieser eng gefassten 
Definition sind gegenwärtig kaum Aussagen darüber möglich, wie es in 
Deutschland um die Beteiligung in Bau- und Planungsprozessen bestellt ist. 
Eine Untersuchung des Difu aus dem Jahr 2013 zu aktuellen Formen der 
Bürgerbeteiligung zeigt jedoch auf, dass kommunale Beteiligungsverfahren 
vorzugsweise im Rahmen formeller Verfahren bzw. jener informellen Verfahren 
eingesetzt werden, die dazu dienen, Informationen über Planungen zu 
vermitteln oder zu gewinnen. Verfahren zur tatsächlichen Mitentscheidung 
durch die Bevölkerung werden bislang vergleichsweise selten eingesetzt.  
Die Studie kommt zu dem Schluss, dass anscheinend noch keine „gleiche 
Augenhöhe“ zwischen Bürgern und der Stadtverwaltung besteht.

Auch wenn auf Seiten der Bevölkerung das Interesse an Mitwirkung 
grundsätzlich bekundet wird – nach Untersuchungen der Bertelsmann 
Stiftung 2011 wünschen sich 81 % der Bevölkerung mehr Beteiligungs- und 
Mitsprachemöglichkeit –, machen gegenwärtig nur wenige Bürger von den 
einzelnen Informations- und Mitwirkungsmöglichkeiten bei Planungsvorhaben 
und Baumaßnahmen tatsächlich Gebrauch. Innerhalb der existierenden  
Informations­ und Mitwirkungsrealität nehmen die Bürger mit 29 % am 
häufigsten noch an einer Unterschriftenaktion teil, wobei dies eher in Groß­ 
städten als in kleineren Kommunen der Fall ist. In kleineren Städten sind 
dagegen Informationswege und Mitwirkungsmöglichkeiten, die auf persönli­
chem Kontakt beruhen, häufiger als in Großstädten: Direkte Kontakte zur 
Verwaltung oder zu Mitgliedern des Rates, Teilnahme an Sitzungen des 
Stadtrates oder den Ausschüssen werden hier stärker genutzt als in Groß­
städten. Dies korrespondiert mit der bereits angesprochenen Untersuchung 
des Difu, bei der über 30 % der befragten Fachkräfte in den Kommunalver-
waltungen angeben, dass Beteiligung für die Bevölkerung nur einen geringen 
oder sehr geringen Stellenwert einnimmt. Vor allem gelingt es noch nicht 
ausreichend, die jüngeren Bewohner der Stadt aktiv in die Diskussionen über 
Baukultur einzubeziehen. Die Bevölkerungsgruppe der unter 30-Jährigen  
ist bei Planvorhaben nochmals deutlich weniger beteiligungsaktiv als andere 
Altersgruppen. Lediglich bei Protestaktionen und Demonstrationen sowie 
bei Diskussionen über das Internet ergibt sich ein umgekehrtes Bild. Einen 
wertvollen Beitrag hierzu leisten Projekte, die den Gestaltungswillen,  
den Ideenreichtum und das Verantwortungsbewusstsein von Jugendlichen 
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fördern und ihnen Raum hierfür bieten. Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) unterstützt entsprechend seit 2009 mit dem 
Forschungsfeld „Jugendliche im Stadtquartier“ verschiedene Modell projekte 
in Kommunen und gewinnt hieraus Erfahrungen, wie Jugendliche in die 
Stadtentwicklung eingebunden werden können.

Aushandlungsprozesse Baukultur umfasst nicht nur den Planungs- und 
Bauprozess, sondern auch den Umgang mit dem Gebauten und hat somit 
immer eine soziale Komponente. Das Recht auf Stadt, das den gleichberech-
tigten Zugang zu den Vorzügen des Städtischen beschreibt, wird von ver-
schiedenen sozialen Gruppen reklamiert. Auseinandersetzungen rund um das 
Schlagwort der „Gentrifizierung“ sind ein Teil der Debatte und inzwischen 
auch medial fest verankert. Auch die Diskussion um „bezahlbaren Wohnraum“ 
war in verschiedenen Entwicklungsphasen in Deutschland immer wieder  
aktuell und steht gegenwärtig erneut im Zentrum des Interesses. Deshalb 
meint Baukultur auch die Diskussion um gesellschaftliche Prinzipien, die der 
Planung und Gestaltung von Stadt zugrunde liegen sollen – und die sich in  
der gebauten und gestalteten Umsetzung manifestieren.

Eine reine Top-down-Planungsphilosophie ist in diesem Zusammenhang 
weder gewünscht noch durchsetzbar. Das Akteursfeld wird breiter, die 
Bevölkerung formiert sich insbesondere, wenn ihr persönliches Lebensumfeld 
betroffen ist. Die Ausdifferenzierung unserer Gesellschaft führt auch dazu, 
dass es immer weniger einen selbstverständlichen „common sense“ gibt, der 
vorausgesetzt oder auf dem aufgebaut werden kann – stattdessen geht es  
um ein Ausbalancieren unterschiedlicher Interessen.

Baukulturelle Qualität entsteht dabei durch Kommunikation und Vermitt-
lung. Dabei ist anzunehmen, dass die Bedeutung des Internets als Informations-
quelle in Zukunft weiter zunehmen wird. Der Einsatz neuer Medien ermöglicht 
die Einbindung vor allem junger Generationen unter 45 Jahren, die das Internet 
als Informationsquelle intensiver nutzen als ältere Generationen. Planung im 
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vor geschalteten Bewerbungsverfahren. Deutlich weniger als 10 % der  
Wettbewerbe sind dagegen offene Wettbewerbe, die allen fachlich geeigneten 
Interessenten eine Teilnahme ermöglichen. Die Hürden für die Bewerbungs-
verfahren wie Anzahl der vergleichbaren Referenzen und die Angaben zur 
Leistungsfähigkeit der Büros sind dabei insbesondere für kleine Büros häufig 
zu hoch. Zudem werden den Wettbewerbsverfahren in einigen Fällen VOF-
Verfahren nachgeschaltet, das heißt, der Preisträger muss sich in einem 
VOF-Verfahren gegen nachrangig eingestufte Büros noch einmal durchsetzen. 
Neben dem Angebotspreis zählt dabei vor allem die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit, so dass es insbesondere jungen Büros schwer gemacht wird,  
einen innovativen Beitrag in diesem Markt der Ideen zu leisten. Wo möglich, 
sollte deshalb dem offenen Wettbewerb der Vorrang eingeräumt werden. 

Gestaltungsbeiräte Gestaltungsbeiräte bestehen aus einer Gruppe 
unabhängiger, beratender Fachexperten, die Vorhaben von stadtbildprägender 
Relevanz möglichst interdisziplinär begutachtet und Empfehlungen aus-
spricht. Ihre Sitzungen können öffentlich stattfinden und deren Ergebnisse 
veröffentlicht werden. Gestaltungsbeiräte verstehen sich selbst als Vermittler 
zwischen den Interessen der Bauherren und der Allgemeinheit. Sie nehmen 
nicht nur das Gebäude, sondern seine Einbettung in den Stadtkörper und in 
die lokale Gestaltungstradition in den Blick. Mit ihrer fachlichen Kompetenz 
geben sie Hilfe für eine höhere Qualität des Projekts im Sinne der Baukultur. In 
einer Aufstellung des Fördervereins Bundesstiftung Baukultur e. V. sind knapp 
100 Gestaltungsbeiräte in Deutschland namentlich benannt. Dabei ist ihre 
Zahl vor allem in den letzten Jahren stark angestiegen – in den vergangenen 
zehn Jahren hat sie sich mehr als verdoppelt. Neue Gestaltungsbeiräte wurden 
vor allem in Nordrhein-Westfalen sowie im süddeutschen Raum gegründet. 

6.1

Zahl der Gestaltungsbeiräte wächst 

Anzahl und Verteilung in Deutschland
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Möglichkeit, ebenso wie Ausstellungen und öffentliche Stadtmodelle. Im 
engeren Sinne sind dies keine Instrumente der Beteiligung, sondern solche 
zur Informationsvermittlung und Kommunikation – die Übergänge sind jedoch 
fließend. Sie können auch als Einstieg in ein tiefergehendes Beteiligungsver-
fahren genutzt werden. 

Mitwirkungsmöglichkeiten werden von der Bevölkerung umso intensiver 
genutzt, je konkreter und überschaubarer der Beteiligungszweck definiert ist. 
Die Teilnahme ist auch dann stärker, wenn eine kreative Öffentlichkeitsarbeit 
erfolgt und ein inspirierendes Verfahren gewählt wird. Besondere Formate wie 
z. B. Charette­Verfahren, Open Space, World­Café haben jedoch mehr als zwei 
Drittel der Kommunen noch nicht eingesetzt. Andere Verfahren, die aus Sicht 
vieler Kommunen bisher erfolgreich eingesetzt wurden, sind Runde Tische und 
Werkstätten sowie Ideenwettbewerbe mit Bürgerbeteiligung. Durch passende 
und ansprechende Öffentlichkeitsarbeit kann auch die Bekanntheit von und 
Teilnahme an diesen Verfahren noch weiter gesteigert werden.

Ein weiteres erfolgversprechendes Instrument sind Verfügungsfonds,  
die aus der Städtebauförderung oder Haushaltsmitteln der Kommune bereit-
gestellt werden. Bürger entscheiden selbstorganisiert, zu welchem Zweck 
dieses Budget verwendet werden soll. Hierdurch werden kleinere Projekte 
unterstützt, die mit Eigeninitiative und ergänzendem privaten Kapital entwi-
ckelt werden. Verfügungsfonds sind in der Lage, die Aktivitäten der Akteure  
vor Ort zu unterstützen und bürgerschaftliches Engagement für baukulturelle 
Ziele zu fördern. Private Initiativen können gleichfalls gestärkt werden, wenn 
Aneignungsmöglichkeiten geschaffen werden und Möglichkeitsräume 
verbleiben. Das kann die nutzungsneutrale Gestaltung von Plätzen und 
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